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145. Freitag 


Druck und Verlag der Hof⸗-Buchdruck 


Inland. 


Berlin den 22. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt ger 
ruht: Den bisherigen Ober⸗Landesgerichts-Rath Welter zu Münſter zum Di⸗ 
rektor des Ober - Landesgerichts zu Halberſtadt; und an die Stelle des bisherigen 
Preußiſchen Konſuls, Fr. G. Küſter in Reval, welcher auf fein Geſuch entlaſ⸗ 
ſen worden, den dortigen Kaufmann Andreas Koch zum Konſul daſelbſt zu 
ernennen. 


Der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Königlich 
Neapolitaniſchen Hofe, Kammerherr Freiherr von B rockhauſen, iſt von Nea⸗ 
pel hier angekommen. — Ihre Durchlaucht die Herzogin von Sagan⸗ 
Talleyrand, iſt nach Neu⸗Streliz, Se. Excellenz der Kaiſerlich Oeſterreichiſche 
Wirkliche Geheime Rath, Graf von Lebzeltern, nach Stettin, und der Kö 
niglich Hannoverſche Ober- Hofmarſchall, Graf von Wangenheim, nach 
Hannover abgereiſt. f 


Berlin. — Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen ſind mit dem Reſultat der vor⸗ 
geſtern in der zweiten Kurie beendigten Berathung über die Propoſition der Juden⸗ 
Angelegenheit ſehr zufrieden und darüber hocherfreut. 2 0 

Man erwartet und hofft, daß die unbeſtimmte Verlängerung der Dauer des 
Vereinigten Landtages doch bis in keine zu ferne Friſt reichen werde, da 
viele Abgeordnete, zumal die Landbeſitzer, durch eigene häusliche Angelegenheiten 
dringend abberufen werden. Die öffentliche Meinung muß auch die Aufgabe des 
Landtages in ihren Hauptzügen für vollendet erachten, es ſei denn, daß, wie ſich 
die Vermuthung ausſpricht, auf einige frühere Beſchlüſſe zurückgekommen wäre, 
inſofern von Seiten der Regierung der Verſammlung eine andere Vaſis ihrer Or⸗ 
ganifation, insbeſondere die periodiſche Wiedereinberufung, doch noch gewährt 
werden ſollte. — Der Bau der Eiſenbahn nach Preußen erſcheint als eine 
zu dringende Nothwendigkeit, bei dem Einfluſſe, den die Eiſenbahnen jetzt auf 
alle Lebeusverhältniſſe üben und den ſie namentlich in dieſen Zeiten der Noth auf 
das heilſamſte bewähren. Die traurigen Nachrichten aus chleſien, wo die 
Ueberſchwemmungen den ſchon vorhandenen Nothſtand aufs höchſte geſteigert ha⸗ 
ben, ſo daß der Scheffel Roggen 6 Thlr. gilt und man bereits Haferbrot bäckt, 
haben darin der Märkiſch⸗Niederſchleſiſchen Bahn jetzt eine außerordentliche Auf- 
gabe geſtellt. Sie ſoll gegen 40,000 Ctr. Getreide und Mehl in kuͤrzeſter Friſt, 
wo möglich binnen vier Tugen (was jedoch unausführbar) nach Breslau ſchaffen. 
Dies wird um fo dringender, als Schlefien von ſüdwärts für den Augenblick wer 
nig zu erwarten hat, da die Wilhelmsbahn und auch zum Theil die Ferdinands⸗ 
Nordbahn durch die Ueberſchwemmungen überfluthet und unfahrbar gemacht find. 
— Von Stettin hierher wird Schwediſches Getreide, ein bisher noch nicht 
dageweſener Fall, in Maſſen befördert, und erwartet man auf jenem Platze 
80,000 Wispel Roggen von dort. Auch die Anhaltbahn und bie Berlin⸗Mag⸗ 
deburger müſſen alle Transportkräfte aufbieten, um dem ungemeinen Andrange 
der Getreidezufuhren zu genügen. Bei fo wichtigen Dienſten der Eiſenbahnen iſt 
es ſaſt unumgänglich, daß die Provinz Preußen eine ſolche erhalte; es hieße ſie 
zum Abſterben verurtheilen, wenn man noch Jahre lang damit zoͤgern wollte. 

Berlin. — Eine eigenthümliche Geſchichte eirkulirt in den Salons der 
Deputirten. Ein Schleſiſcher Abgeordneter iſt angeſchuldigt, zweien Fremden, 

dem katholiſchen Diſſidentenprediger B. aus Berlin und dem Juſtizanwalt D. aus 
Iſerlohn, während der Berathung über die Diſſidentenfrage Eintritt in den Stän⸗ 
deſaal verſchaſft zu haben. Die Parteien find bereits polizeilich vorgeladen und 
auf's genaueſte vernommen worden. Der Abgeordnete hat deponirt: er habe al⸗ 
lerbings die genannten Herren in den Ständeſaal eingeführt; es ſei dies aber des 
Morgens um 10 Uhr vor der Sitzung geſchehen. Aehnliches finde alle Tage ftatt 
und man erblicke ſowohl Herren als Damen, welche den Saal um jene Zeit in 
Augenſchein nähmen. Beim Beginn der Sitzung habe er die Herren verabſchiedet 
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und ſei nach ſeinem Platze gegangen. Es ſei möglich, daß dieſelben nicht fort⸗ 
gegangen, ſondern dageblieben ſeien; allein dafür könne er ſeinerſeits nicht weiter 
einſtehen, noch weniger verhaftet ſein. Die genannten Herren ihrerſeits ſollen 
zugeſtanden haben, eine Weile Zuhörer der ſtändiſchen Verhandlungen geweſen 
zu ſein. — Der Badiſche Deputirte Hr. Baſſermann befand ſich noch in voriger 
Woche in Berlin und ſprach ſich über die Entwickelung, welche der Preußiſche 
Landtag in neueſter Zeit genommen, ſehr anerkennend aus; von hier hat er ſich 
nach Stettin begeben. — Seit längerer Zeit iſt nun das Inſtitut der Ci⸗ 
vilehe bei uns in beſchränkten Formen eingeführt worden, aber für die Berliner 
bürgerliche Welt ſcheint es kaum zu exiſtiren; es iſt eine Möglichkeit von der Re⸗ 
gierung gegeben, aber man ſcheint dieſe in unſerer bürgerlichen Welt kaum verſte⸗ 
hen zu können und noch weniger benutzen zu wollen. Bis jetzt hat ſich hier in 
Berlin erſt ein einziger Fall der Art ereignet; ein Fabrikarbeiter hat ſich zu der 
Civilehe gemeldet. 0 

Berlin. — Die Verhandlungen des Vereinigten Landtags über die Aufhe⸗ 
bung der Schlacht- und Mahlſteuer und Einführung einer Einkommen⸗ 
ſteuer gewähren nicht blos in Bezug auf den ſpeziellen Gegenſtand der Erörte⸗ 
rung die intereſſanteſten Aufſchlüſſe, ſondern bieten auch in allgemeinerer Beziehung 
ine ernſte, ſehr beherzigenswerthe Lehre, welche hoffentlich nicht ohne allſeitigen 
Seit Jahren waren wir gewohnt, in unzähligen Zei⸗ 
tungsartiteln, in Monatsſchriften, in Broſchüren den heftigften und gehäſſigſten 
Angriffen gegen die beſtehende Schlacht und Mahlſteuer zu begegnen. In Bier⸗ 
häuſern, Kaffeehäuſern, Bürgergeſellſchaften und Volksverſammlungen bildete die 
Schlacht- und Mahlſteuer den Gegenſtand fortdauernder aufgeregteſter Bekämpfung. 
Petitionen mit der Forderung ihrer Aufhebung wurden mit zahlreichen Unterſchrif⸗ 
ten bedeckt und den Provinziallandtagen zur Befürwortung bei der Regierung 
übergeben. Unter den Provinzialſtänden haben im Jahre 1845 ſich die Bran⸗ 
deuburgifchen Stände mit Stimmenmehrheit, die Sächſiſche faſt einſtimmig und 
die Preußiſchen mit 78 gegen 9 Stimmen für die Aufhebung der Schlacht ⸗ und 
Mahlſteuer ſowie die Erſetzung derſelben durch eine Klaſſenſteuer ausgeſprochen. 
Bei ſolcher Lage der Dinge ſah ſich die Regierung veranlaßt, den ſcheinbar ſo 
vielfeitigen und dringenden Wünſchen nach Beſeitigung der Konſumtionsſteuern 
entgegenzukommen und zugleich mit der Aufhebung der Schlacht- und Mahlſteuer 
den Ständen die Einführung einer Einkommenſteuer zu proponiren. Kaum war 
dieſer Eutſchluß bekannt geworden, jo ging eine der großartigſten Umwandlungen 
der Tagesſtimmung vor, welche wir je erlebt haben. Die Wortführer der öffent⸗ 
lichen Meinung, welche ſich ſo gern als die bevollmächtigten Repräſentanten des 
allgemeinen Volksurtheils hinſtellen, wurden in der Journaliſtik plötzlich ſtumm. 
In den Zeitungsſpalten, welche bisher mit den wüthendſten Ausfällen gegen die 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer angefüllt waren, erſchienen allmälig Aufſätze zur Ver⸗ 
theidigung der indirekten Veſteuerung. Auch die Zeitſchriften verſtummten, und 
auf dem Gebiete der Broſchürenliteratur war die bisherige ſo ungebärdige Feind⸗ 
ſchaft wie mit einem Zauberſchlage vom Kampſplatze verſchwunden. Daß in Bürs 
gergeſellſchaften noch ferner Vortrage über die Nothwendigkeit einer Aufhebung 
der Konſumtionsſteuern gehalten wären, haben wir nicht vernommen. Volksver⸗ 
ſammlungen ſind nicht weiter abgehalten worden, um Petitionen gegen dieſe Steu⸗ 
ern zu Stande zu bringen. Allerdings ſind beim Vereinigten Landtage Anträge 
in Bezug auf dieſen Gegenſtand eingegangen, aber nicht wie früher mit dem 
Wunſche nach Aufhebung, ſondern — ſo namentlich aus Poſen — mit dem 
Wunſche nach Beibehaltung der Schlacht- und Mahlſteuer. Und auf dem Verei⸗ 
nigten Landtage ſelbſt endlich haben ſich faſt nur Stimmen zu Gunſten der beſte⸗ 
henden indirekten Steuern vernehmen laſſen. Wo ſind denn, fragen wir, die 
Schaaren von Gegnern, mit denen wir ſeit Jahren auf dieſem Felde ſo manchen 
hitzigen Strauß beftanden? Niemand will ſich mehr zur alten Fahne bekennen; 
am Ende war der ganze Tumult eines vieljährigen Kampfes ein Wahngebilde? 
Wie man es nehmen will; aber die Spuren des Kampfes ſind thatſächlich vorhan⸗ 
den. Wir beſitzen noch alle jene glühenden Expektorationen der Tagespreſſe gegen 
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den Steuerdruck der niedern Volksklaſſen. Die Preſſe hat uns ebenfalls Att gege⸗ 
ben von den geſinnungstüchtigen Reden, durch welche in Bürgergeſellſchaften und 
Voltsverſammlungen der Widerwille der Menge gegen bie beſtehende Steuergeſes / 
gebung wach gerufen und in Harniſch gebracht wurde. Eben ſo ſind die zahllo⸗ 
fen Petitionen gegen die Konſumtionsſtener einregiſtrirt und die Anträge der Pro⸗ 
vinzialſtände in der Tagesgeſchichte aufgezeichnet. f 

Alles iſt heute anders geworden. Haſt Riemand will von dem alten liebge⸗ 
wordenen Freunde“ Schlacht ⸗ und Mahlſtenet ſcheiden. Die Wortführer der öſ⸗ 
fentlichen Vollonelaug in der Tagespreſſe werden vom Vereinigten Landtage des⸗ 
avouirt. Der Abg. Stöpel äußert: „Wenn die Tageöpreife hin und wieder der 
Aufhebung der Schlacht. und Mahlſteuer das Wort geredet hat, ſo iſt es unſchwer, 
darin ein affektirtes, nicht mit ſtaats wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen unterſtütztes 
Streben zu erkennen, den untern Volksklaſſen zu ſchmeicheln.“ Wir wiſſen nicht, 
ob der geehrte Abgeordnete daſſelbe Urtheil über die Konſumtionsſtenergegner in 
den Bürgerreſſourcen hegt, aber wir könnten Redner namhaft machen, die ſich jetzt 
mit großem Eifer für die Beibehaltung der Steuer erklärten, während dieſelben 
in den Königsberger und Breslauer Bürger- und Volksverſammlungen, als die 
tobende FJeindſchaft gegen die Schlacht- und Mahlſteuer noch mit als Prüfſtein 
zeitgemäßer Geſinnungstüchtigkeit angeſehen wurde, wenn auch nicht perſönlich mit 
gegen dieſe Steuer zu Felde zogen, ſo doch keins von all den ſchönen Worten zu 
deren Rechtfertigung anzubringen ſich entſchließen konnten, welche ſie heute zu de⸗ 
zen Verherrlichung in ſolchet Fülle ausſchütten. Wir unſererſeits ſind nun weit 
entfernt, die glänzenden Reden, welche wir zur Vertheidigung der Schlacht⸗ und 
Mahlſteuer gehört haben, angreifen zu wollen. Wir freuen uns vielmehr, daß 
endlich eine gründliche Prüfung der Sache zu Aufklärung der Gemüther geführt 
und ſtatt des vagen Vorurtheils das ſachgemäße Urtheil zum Siege gebracht hat. 
Wit freuen uns namentlich auch der Sinnesänderung, welche ſich in Betreff der 
indirekten Steuern bei denjenigen Provinzialſtänden kundgibt, welche früher gegen 
dieſe Steuern eingenommen waren. In unſerer Freude vergeſſen wir aber auch 
nicht, aus dieſer Erſcheinung die große und wahre Lehre zu ziehen, welche uns 
hier fo bereitwillig dargeboten wird. Dieſe allſeitig nutzbare, noch jo häufig ver⸗ 
kännte Lehre lautet: daß es nicht rathſam ſei, für alle ſcheinbaren Wehen der 
Zeit einerſeits ſofortige Abhülſe zu fordern, und andererſeits dieſe Abhülfe ſofort 
zu gewähren. Jede Uebereilung im Entgegenkommen kann nur der beſſern Beſin⸗ 
nung den Raum entziehen, ſich geltend zu machen. Wie aber die Erfahrung bei 
ver Schlacht und Mahlſteuer zeigt, iſt unſere Zeit, To ungeduldig fie ſich in ih⸗ 
ren falſchen Wehen mitunter auch gebehrden mag, keineswegs der beſſern Beſin⸗ 
nung unzugänglich. N 

Berlin, den 22. Juni. (Schleſ. Ztg.) Die betrübenden Nachrichten über 
bie großen Ueberſchwemmungen, weiche wieder die ſouh fo gefegneten Sluren Schle⸗ 
ſtens heimgeſucht, hielten auf dem heutigen Markt die Getreidepreiſe in einer jetzt 
unmatütllchen Höhe, fo daß für den Wispel Roggen noch immer 102 bis 106 
Thaler gefordert werden. Die Zufuhr von Getreide iſt übrigens jetzt unbedeu⸗ 
tend und die Kauflust ſehr gering. Die Klagen über große Geſchäftsloſigkeit und 
Geldtlemme nehmen leider täglich zu. — Dem Vernehmen nach zählt Berlin ge⸗ 
genwärtig nicht weniger als 350 Vereine, von deuen die meiſten einen wohlthä⸗ 
tigen Zweck, und gar viele auch eine pietiſtiſche Richtung haben. — Ueber den 
Nachfolger des Herrn v. Puttkam mer als Polizei⸗Präſident iſt noch nichts feft- 
geſetzt. In dieſem Augenblick befindet ſich Herr v. Minutoli aus Poſen hier, 
ver zwar allgemein als künftiger Polizei-Praſident Berlins bezeichnet wird, indeß 
wie Uns wohluntertichtete Perſonen mittheilen, dieſe ſchwierige Stelle nur unter 
gewiſſen Bebingungen aunehmen und erhalten würde. Vorläufig ſoll das hieſige 
Polizet⸗Präſtvium nach dem Abgange des Herrin von Puttkammer vom Herrn 
von Schleinitz interimiſtiſch verwaltet werden. — Für Preßfreiheit find dem 
Landtage 15 Petitionen eingegangen, die alle geſtern in der zweiten Kurie zur Be⸗ 
ktathung kamen. — Wenn mehrere Zeitungen behaupten, daß das beabſichtigte 
Deutſche Preß⸗Geſetz von dem Bundestage zurückgezogen ſei, ſo beruht dies auf 
elner gänzlichen Verkennung deſſen, was wirklich vorgefallen. Die bisherigen, in 
ben Zeitungen aufgetauchten Preßprojekte find lediglich als Entwürfe zu betrachten, 
vie von einzelnen Beamten verſuchsweiſe ausgegangen, und ein irgendwie ſtatio⸗ 
nalr formulirtes Preßgeſetz iſt bis jetz dem Bundestage noch nicht eingereicht wor⸗ 
den. — Man will jetzt gewiß wiſſen, daß am nächſten Freitage (den 25ſten) der 
Landtag für dieſe Diät ſeine letzte Sitzung halten wird. Auch wird hinzugefügt, 
daß der Konig denſelben in Perſon ſchließen werde. 

— — ſi—— 


Ans lan d. 


Deut ſ ch lan d. 

Bremen, den 18. Juni. Die ganze Stadt iſt voll von der Ankunft des 
„Waſhington “, die heute Abend erfolgen wird, da er, wie die Lloydsliſte meldet, 
am 15. Juni um 13 Uhr vor Lowes im Kanal geſehen worden. Am 1. Juni 
hatte er Network verlaſſen. Die Paſſagiere werden ſogleich durch das Dampfſchiff 
„Gutenberg“ nach Biemen gebracht und auf nächſten Sonntag nach Oberneuland, 
einem dutch eine Eichenwälder berühmten Dorfe, zum Mittageſſen eingeladen 
erden. Der Amerikaniſche Conſul wird ſofort ſeine Flage aufziehen und einige 
ver angeſehenſten Kaufleute und Gaſthauſer ſollen ebenfalls Fahnen ausſtecken wol⸗ 
len. Die gtoße Spaunung in welcher man ſich befindet, iſt begreiflich genug, 
da die Amterikauiſche Dampfſchifffahrt für Bremen eine neue Aera bringt und für 
Deutſchland die wichtigften Folgen hat. Wenn biefe Fahrt 18 Tage erforderte, 


fo muß man bedenken, daß es die erſte iſt und daß das Schiff, wenn es ſich erſt 
eingefahren, die Reiſe in kürzerer Zeit machen wird. Eine Probefahrt, die es 
am 25. und 26. Mai vor New Pork anſtellte, hat ſeine Geſchwindigkeit (16 
Meilen in einer Stunde), Beweglichkeit und Sue Bau bewieſen, und 
man nimmt an, daß die Reiſe nach Cowes ficht länger als zehn Tage dauern 
wird. Nach einer Berechnung ſoll das Schiff käglich Eine Luft Kohlen brauchen. 
So eben vor Abgang der Poſt, 63 Uhr, war über die A des „Waſhington“ 
noch weiter nichts gemeldet. 1 3 
München, den 18. Juni. Unſer Kronhrinz ift 

viel bei dem Könige. Dies, dazu nun ers 2 
General⸗Inſpector der Armee, darf wohl nur erw werden, um alle jene per⸗ 
ſiden Angaben und Gerüchte in ihrem wahren Licht erſchemnen zu laſſen, welche 
in jüngſter Zeit über eine angebliche Spannung zwei buchbar; Perſonen ver⸗ 
breitet worden ſind. — Bekanntlich hatte ſich Dr. Höfler jüngſt dringend an 
den König gewendet, um wieder in ſeine Univerſitäts⸗Profeſſur eingeſetzt zu wer⸗ 
den, welche Bitte jedoch nicht genehmigt worden war. Dagegen vernimmt man 
ſeit geſtern, daß derſelbe als Kreisarchivar (mit dem Rang eines Regierungs- 
Rathes) in Bamberg angeſtellt werden wird oder ſchon ernannt worden iſt. — 
Unter unſerer ſtudirenden Jugend herrſcht fortwährend eine bemerkbare Erregung 
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Mehrfachen Gründen zufolge wäre die Gräfin v. Görlitz in Darmſtadt 
nicht zufällig verbrannt. Man ſand ſie in ihrem Schlafzimmer angekleidet, als 
wenn ſie nach Hofe habe fahren wollen; ein prächtiges Atlaskleid und ein koſtba⸗ 
rer Perlenſchmuck, im Werthe von 20,000 Fl., umhüllten, halb zerſtört und 
verbrannt, die Leiche. 

Oe ſt enn i en 

Aus Salzburg ſchreibt man der Augsburger Allgemeinen Zeitung: „Sie 
wiſſen, daß der Polniſche Graf K., Uhlanen-⸗Offizier und geweſener Schüler des 
Equitations⸗Juſtituts, am Geburtstage des Kaiſers auf einen friedlichen unbe⸗ 
waffneten Studenten einhieb, ihn verwundete und obendrein noch verhaften ließ. 
Dieſes Benehmen des Reiters reizte nicht nur den Zorn der Kameraden des Ver⸗ 
wundeten, ſondern auch aller hierbei Unbetheiligten. Der Offizier entzog ſich der 
entſtandenen Bewegung durch die Flucht, und nur das Verſprechen der Chefs, 
daß dem Beleidigten Geuugthuung werden ſolle, hat arge Auftritte hintangehal⸗ 
ten. Nun iſt das Urtel über den Beleidiger erfolgt, derſelbe wurde mit dreitä⸗ 
gigem Ptoſoßenarreſt beſtraft. < 5 

Galizien. f 

Krakau, den 19. Juni. Am 14ten d. ſtarb hier Graf Joſeph Wohzidi, 
ehemaliger Kommiſſar von Oeſterreichiſcher Seite für die Demarkation der Gren⸗ 
zen des früheren Sreiftants Kratau und im Jahre 1831 Chef der Bürgergarde 
von Krakau. 

Krakau, den 20. Juni. Seit vorgeſtern hat es nur gauz unbedeutend ge⸗ 
regnet und die Weichſel iſt etwa um 2 Ellen gefallen. — Aus WB arſchau mel⸗ 
den Privatbriefe, daß der Fürſt Paskiewitſch plötzlich nach St. Petersburg befoh⸗ 
len worden ſei; ob wegen einer bedenklichen Kraukheit des Kaiſers, oder weil der 
Großfürſt Michael zu feinem Nachfolger beſtimmt ſei, darüber find die Stimmen 
getheilt. — Die Sterblichkeit iſt nicht nur in Galizien, ſondern auch in Krakau 
und der Umgegend wegen des allgemein herrſchenden Typhus ſehr bedeutend; vor⸗ 
züglich bei dem Militair, wo die zur Aufnahme der Kranken beſtimmten Lokale 
durchaus nicht hinreichen und ſich ein empfindlicher Mangel an Raum bemerklich 
macht. — Aus Polen, Galizien und Ungarn lauten die Nachrichten über den 
Stand aller Früchte außerordentlich günſtig; wenn nicht etwa unvorhergeſehent 
Unglüdsfälle hindernd dazwiſchen treten, ſo wird in den bezeichneten Gegenden 
das Ergebniß der Ernte ein äußerſt reichliches fein. R ey 

Frankreich. 

Paris, den 19. Juni. In der geſtrigen Sitzung der Deputirten⸗Kammer 
iſt die von der Pairs⸗Kammer gegen Emil von Girardin verlangte Autoriſation 
zur gerichtlichen Verfolgung dem Autrag der Commiſſion gemäß bewilligt wor- 
den. Die Verſammlung war beſonders gegen den Schluß der Debatte ſehr auf⸗ 
geregt 

Man will hier wiſſen, Sir Edmond Lyons, der Engliſche Geſchäftsträger in 
Athen, werde auf Urlaub nach London kommen, und vielleicht gar nicht mehr 
nach Griechenland zurückkehren. 

Was auch die Engliſchen Blätter ſagen mögen, hier glaubt man nicht daran, 
daß Lord Normanby als Geſandter Großbritaniens wieder hierher kommen werde. 
Er wird Paris noch für vierzehn Tage beſuchen und dann definitiv. nach England 
zurückkehren. 7 

In Nantes hat man einen Brief aus China empfangen, worin mitgetheilt 
wird, daß einige Kapitaine Franzöſiſcher, Engliſcher und amerikaniſcher Fahrzeuge 
Audienzen bei dem Kaiſer von Japan gehabt haben, um ihn zu er⸗ 
ſuchen, dem Handel ihrer reſp. Nation feine Häfen zu öffnen. 5 

Obgleich ‚England allen Vortheil von der Vermittelung in Portugal gehabt, 
erheben feine Unterhäuſer und deren Blätter über das glückliche Unglück dennoch 
großes Geſchrei. Alle Ausfälle und Schmaͤhartikel des „National“, des „Voir 
du Peuple“, des „Corſaire⸗Satan“ und anderer Blätter aus derſelben Fabrik, 
find in dieſer Beziehung nur Sammetpfötchen gegen die Tigerkrallen der „Mor⸗ 
ning⸗Poſt“, des „Advertiſer“ und des „John Bull“. 1 

Kaum iſt der Sommer da und ſchon hort man wieder Feuerruf durch einen 
nicht geringen Theil unferer Departements. In denen der Orne und der Marne 
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brennt es ſaſt jeden Tag. Die bei weitem größte Zahl dieſer Unglücksfälle wird 
verbrecheriſcher Anlegung zugeſchrieben. N 
eingegangenen Berichte über den Stand der Feldfrüchte lauten ſehr verſchieden. 
Einige ſprechen nach wie vor von einem reichen und ſeltenen Segen, andere mel⸗ 
den, daß die in den letzten Tagen vorherrſchenden kalten Nordwinde und Regen⸗ 
mängel den Feldern nachtheilig geweſen ſind. In einigen Theilen des Nordde⸗ 
partements haben in der letzten Woche Hagelwetter großen Schaden angerichtet. 
Uebrigens fallen die Preiſe fortwährend auf allen Märkten und wo fie noch vor 
futzem am höchſten waren, wie in der Champagne, dem Elſaß, der Touraine, 
da ſind ſie jetzt am niedrigſten und die Verkäufer ſchlagen mit großen Verluſten 
los. Auf den Märkten um Paris fallen die Preiſe am langſamſten, beſonders 
ſtark aber in den Ardennen und Vogeſen. i . 
Die Petition Jerome aparte's ſoll, nach der Union mona rchique, in 
den Tullericen auf günſtigere Aufnahme rechnen können, als ſie in der Pairs⸗ 
Kammer gefunden, und auch die Bittſchriften⸗Kommiſſion der Deputirten⸗Kam⸗ 
mer ſoll einſtimmig beſchloſſen haben, dieſe Petition an den Miniſterrath zu über⸗ 


Wie der Ackhbar meldet, wird die Escadre des Prinzen von Joinville noch 
acht Tage auf der Rhede von Algier bleiben und dann nach den Gewäſſern von 
Marokko abgehen, wo ihre Erſcheinung einen ſehr heilſamen Einfluß auf die 
Vöͤlkerſchaften üben wird, die noch unentſchieden find, ob ſie ſich unſerer Sache 
zuwenden oder die Projekte Abd el Kader's unterſtützen ſollen, mit welchen ſich 
dieſet jetzt mehr als je tragen ſoll. 0 8 
Eine erſtickende Schwüle laſtet auf der höhern Region unſerer politiſchen 
Melt. Die Wahrheit des Satzes: Wer Wind ſäet, wird Sturm ernten, tritt 
immer beſtimmter in Wirklichkeit. Schon darf es die Gazette de France in 
ihrer heutigen Nummer wagen, von dem bevorſtehenden unvermeidlichen Ueber⸗ 
gang von dem Kommunismus zur Revolution zu ſprechen. „Eine Revolution,“ 
ſagt dieß Blatt, „iſt im Anmarſch; von ihrem Nahen iſt ſchon alles durchdrungen. 
Wer ſtaunt darüber? Man hat keine Reformen gewollt. So oft wir die Oppo⸗ 
ſition aufgefordert haben, dieß Hülfsmittel zu verwenden, hat fie entgegnet: 
Nein, das Juſurrektionsprinzip iſt hinreichend, um die Regierung zu nöthigen, 
den Weg der Freiſinnigkeit zu verfolgen. Dieß Juſurrektionsprinzip hat nun die 
Maſſen durchdrungen unter dem Namen des Kommunismus, und die Auſtren⸗ 

u, welche man gemacht, die Folgerungen dieſes Prinzips zu hintertreiben, 

aben nur dazu gedient, es noch mehr zu eutwickeln. Ueberall hat die Aufhäu⸗ 
fung großer Menſchenmaſſen zum Behufe der Öffentlichen Arbeiten den geheimen 
Geſellſchaften das beſte Mittel geboten, ſich zu organiſiren.“ — Und der Se⸗ 
meur fügt hinzu, „Wir glauben die Dollmetſcher eines allgemeinen Gefühls zu 
ſein, wenn wir ſagen, daß in dem jetzigen Zuſtande der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten etwas geſpanntes, unnatürliches und gezwungenes iſt, das niemand ganz 
zu befriedigen vermag. Man kann verſchiedene Anſichten über bie urſachen dieſes 
peinlichen Zuſtandes haben; noch mehr wird man über die Mittel, ihm abzuhel⸗ 
ſen, getheilt ſein. Aber die Sache an und für ſich läßt ſich nicht beſtreiten und 
wird als in Wahrheit begründet allgemein angenommen. Man verſpürt etwas, 
das bei jedermann Unruhe weckt. Alle Welt empfindet, daß es mit uns nicht 
vorwärts will, daß die Grundfeſten der geſellſchaftlichen Ordnung erſchüttert ſind, 
daß unreine Dünſte die Luft verpeſten, und daß es unmöglich iſt, länger in die⸗ 
ſem Zuſtande zu beharren.“ Unter der Reſtauration gab es Napoleoniſche Pro⸗ 
zeſſe, jetzt hoͤrt man von nichts als kommuniſtiſchen Prozeſſen. 

P et u 8 à . 

Die Spaniſchen Truppen, welche in die Provinz Entre Douro ſe Minho ein⸗ 
gerückt ſind, haben mehrere von den Inſurgenten verlaſſene, befeſtigte Ortſchaften 
und Schloͤſſer beſetzt. Von den Britiſchen und Spaniſchen Conſuln in Oporto 
war jedoch die Weiſung eingegangen, mit allen Feindſeligleiten einzuhalten. Der 
Befehlshaber der in Valeca eingerückten Spanier hatte einen ſtrengen Tagesbefehl 
erlaſſen, der für jeden Diebſtahl unter 10 Realen (15 Sgr.) dem vorgeſetzten 
Offizier die Beſirgfung des ſchuldigen Soldaten anheimgiebt; bei einem Werth 
bis 50 Realen wird der ſchuldig Befundene mit zehnfährigem Gefaͤngniß, für 
Diebſtahl über 50 Realen mit Erſchießen bedroht. In einer Proclamation an 
die Portugieſen werden dieſe der guten Abſicht der Spanier verſichert und aufge⸗ 
fordert, zur Erreichung derſelben behülflich zu ſein. 


Rußland und Polen. f 
St. Peters burg, den 12. Juni. Im Transkaukaſiſchen Landſtriche, wo 
noch jüngſt ein fühlbarer Mangel an dienſtfaͤhigen Kronbeamten beſtand, für 
welchen Dienſt von der Regierung beſondere Vorrechte feſtgeſetzt waren „ man aber 
dennoch bel eröffneten Vacanzen öffentliche Aufforderungen zu ihrer Wiederbeſetzung 
ergehen laſſen mußte, iſt unter der gegenwärtigen Verwaltung des Fürſten Wo⸗ 
ronzoff ein ſ Zuſttömen von ſich dahin ſehnenden Kandidaten vorhanden, daß 
der Fürſt „Statthalter verfügt hat, keine Aufforderungen in dieſer Beziehung im 
Reich ergehen zu laſſen. 

Nicht nur das flache Land von Trauskaukaſien, auch Tiflis, der Centralpunkt 
dieſes Landſtrichs, ſoll nach den neueſten von dort hier eingehenden Nachrichten in 
bieſem Frühlahre von Heuſchregenſchaaren gräulich heimgeſucht werden. Wie 
aber kein Uebel die Meuſchen heimſucht, wogegen der weiſe Schöpfer nicht ein 

„Gegenmittel geſchaffen hat, ſo ſind auch ſchon in der Umgegend der Stadt eine 
große Menge verjenigen Vögel erſchienen, welche die Heuſchrecken in Maſſe ver⸗ 


hen. 


— Die in den letztverfloſſenen Tagen 


In Folge eines Ukaſes iſt jetzt die Provinz Kaukaſten nach ihrem Haupt⸗Orte 
Stawropol umgetauft worden und wird alſo künftig die Stawropolſche Pro⸗ 
vinz heißen. 

In Rückſicht der in den Transkaukaſiſchen Provinzen lebenden Türken und 
Perſer mohammedaniſcher Confeſſion, die ſich während ihres dortigen 
Aufenthalts mit Mohammedanerinnen verheiratheten, iſt nachſtehendes höchſtes 
Dekret erſchienen: „Es ſoll dieſen Individuen, ins Vaterland zurückkehrend, frei⸗ 
ſtehen, ihre Frauen mit älterlichem Conſens mitzunehmen. Wünſchen ſie aber, 
ihre Familien in Rußland zurückzulaſſen, ſo haben ſie ſich durch Reſerve zu ver⸗ 
pflichten, binnen einer beſtimmten Friſt zu ihren Frauen zurückzukehren, dieſen 
aber bis dahin ihre Subſiſtenz zu ſichern. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Die Berliner Zeitungen enthalten folgenden Proteſt gegen die Behauptung 
des Hrn. Geheimen Staats⸗Miniſter, General der Infanterie, v. Thile Excel⸗ 
lenz, in der Sitzung der hohen Stände-Verfammlung vom 14. d. M.: 

„Es iſt von der Preſſe die Rede geweſen und von dem Einfluſſe, den jüdi⸗ 
ſche Schriftſteller in derſelben ausüben. Ich ſchreibe dieſen Einfluß keineswegs 
einer Feindſeligkeit zu, aber ich muß ihn dem Umſtande zuſchreiben, daß der 
Jude an und für ſich kein Vaterland haben kann, als das, worauf ihn 
ſein Glaube hinweiſt. Zion iſt das Vaterland des Juden. Jeder Jude, der 
ein gläubiger Jude iſt — denn vou ſolchen, die weder an Chriſtum, noch an 
Moſen und die Propheten glauben, iſt hier nicht die Rede — alſo jeder Jude, 
der an ſeine Religion glaubt, hat dort ein Vaterland, von dem er ſeinen Blick 
nie wegwendet. Er kann unter anderen Nationen wohl ein gehorſamer Unter⸗ 
than ſein, er kann den Zuſtänden, in denen er lebt, aus eigenen Intereſſen 
oder aus dem Gefühl allgemeiner Menſchenliebe große Opfer bringen, er wird 
aber nie ein Deutſcher, nie ein Preuße werden, weil er ein Jude bleiben 
muß. Diejenigen Juden, die ſich ſo vielfach in der Preſſe geltend machen, 
können nicht anders, als entweder das Judenthum oder den Kosmopolitismus 
predigen. Ich weiß ſehr wohl, daß es eine große Menge ſolcher Kosmopoli⸗ 
ten, namentlich unter den modernen Juden, giebt. Dies aber gerade weiſt 
uns hin auf die Lücke, die ihr Glaube ihnen läßt: Es fehlt ihnen das Vater⸗ 
land. Ich wiederhole, die Juden können nicht Preußen, nicht Deutſche ſein 
vom Grund der Seele. Sie können es aus einer Art von Gewohnheit zu ſein 
wähnen; aber in der Wahrheit müſſen ſie entweder ihren Glauben oder ihr 
vermeintes Vaterland aufgeben! 4 


lege ich hiermit Proteſt ein, getroſt auf mein 62jähriges Leben verwelſend, 


worin ich, durch nicht verdächtigt werden könnende Thaten, als Preuße, 
als Deutſcher, Preußen und Deutſchland als mein Vaterland, wie nur irgend 


Jemand, ſei es wer es ſei, mit Gut und Blut zu vertheidigen entſchloſſen mich 


bewährt zu haben mir bewußt bin, ſo namentlich 1806, 1813, 1815, 
1830, wie 1840! — Keinem Menſchen, weder Königsſöhnen noch von 
Bettlern in ärmlichen Hütten Gezeugten, wird verſtattet, „Sich die Aeltern zu 
wählen“! Allen aber iſt die Aufgabe geſtellt: „Den von Gott unmittel- 
bar ihnen angewieſenen Poſten nicht feig zu verlaſſen, ſondern mit Ehren 


zu behaupten; welchen Poſten behaupten, in die Augen ſpringend, mit um ſo 


höheren Ehren ſchmückt, je härteren Kämpfen und Prüfungen er ausgeſetzt iſt.“ 
— Daß die Juden den ihnen von Gott anvertrauten Poſten ſeit 1800 Jahren 
mit abſolut beifpiellofer Ausdauer behaupten, bezeugt die Geſchichte, und dieſer 
Ruhm verbleibt ihnen ewiglich um ſo gewiſſer, je länger ihnen die ſchwere Prü⸗ 
fung auferlegt wird, jene Ausdauer zu bewähren dadurch: „daß die von Gott 
allen Menſchen urſprünglich unbedingt verliehenen Rechte wegen ihres Glaubens 
ihnen irgendwie vorenthalten werden.“ — Denn es iſt der Triumph des menſch⸗ 
lichen Geiſtes: „das nur Gott erkennbare Geheimniß des Glaubens um fo 
hartnäckiger zu wahren, je fanatiſcher es verfolgt wird.“ — Alle in⸗ und aus⸗ 
ländiſche verehrliche Zeitungs⸗Redaktionen bitte ich ergebenſt: dieſen meinen Proteſt 
in ihre Spalten gütigſt aufzunehmen. Berlin, den 19. Juni 1847. 8 
Daniel Alexander Benda. 
Nachträglich bemerke ich, daß vorſtehender Proteſt lediglich gegen den mir 


tlaren Sinn der ganzen aus der Allg. Preuß. Ztg. vorentlehnten Stelle der Rede 


des Hrn. Miniſters v. Thile Excellenz gerichtet ſein kann, weil um die ganze 
Argumentation wiſſenſchaftlich gründlich zu widerlegen eine bedeutende Abhandlung 


erforderte, wozu hier nicht der Ort iſt, und die überhaupt um fo überflüſſiger, 


als dieſer Gegenſtand bei der ſtattgehabten Berathung von den talentvollſten und 
trefflichſten Männern erſchöpft beſprochen worden iſt. Meine Verwahrung erſchien 
mir nur deshalb nothwendig, weil mir ungewiß iſt: ob Se. Ercellenz eine Pai⸗ 
vat- Anſicht, oder die der Königlichen Reglerung ausgeſprochen haben. 
Berlin, den 21. Juni 1847. Benda. 
Dem Hamb. Correſp. wird aus Berlin geſchrieben, daß der Landtag 
beſtimmt am 29ſten d. geſchloſſen werden ſoll. 5 
Am vorigen Donnerſtag wurde auch in Brandenburg an der Havel ein 
Pferdefleiſch⸗Diner gehalten, an welchem ſogar mehrere Damen Theil nahmen 
und bei dem Suppe, Fleiſch und Braten vortrefflich mundeten. 
Breslau, den 22. Juni. Der heutige Waſſerſtand der Oder iſt am hieſi⸗ 


gen Ober: Pegel 20 Fuß 8 Zoll und am Unter⸗Pegel 12 Fuß 3 Boll, mithin 
iſt das Waſſer ſeit geſtern am erſteren um 9 Zoll und am letzteren um 1 Fuß 8 


Zoll wieder gefallen. 


Coſel, den 22. Juni. 


Ju Folge des Regens ſteigt die Oder wieder. 
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In Oppeln war geſtern (am 22ſten) um 6 Uhr früh der höchſte Waſſerſtand, halben Tag. 


Die verehrlichen Mitglieder unferer Gemeinde 
benachrichtigen wir ergebenſt, daß ain Sonntage den 
27ſten d. Mts. Herr Rektor Gottfried aus Dies 

ferig feine Probepredigt halten wird. 
Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz⸗ 
ä Kirche. 


Pferde Auktion. 

Am 7ten Juli d. J. Vormittags 9 Uhr, als 
am Tage der in Poſen ſtattſindenden Thierſchau, 
ſollen daſelbſt mehrere ausrangirte Hengſte, Zucht⸗ 
Stuten und einige 3jährige Pferde hieſiger Zucht ge⸗ 
gen gleich baare Bezahlung in Preußiſchen Münz- 
forten meiftbietend verkauft werden, und find die nä⸗ 
heren Bedingungen, fo wie die Pferde ſelbſt, Tages 
zuvor am Standorte derfelben in Poſen zu ſehen. 

Zirke, den 7. Juni 1847. 5 
Königlich Preuß. Poſenſches Landgeſtüt. 


i Bekanntmachung. 

In Folge Auftrages des hieſigen Königlichen 
Land⸗ und Stadtgerichts werde ich den Nachlaß des 
hierſelbſt verſtorbenen Kaufmanns Hirſch Rochocz, 
beſtehend in Kleidungsſtücken, Möbeln, Wagen und 
Pferdegeſchirren, ſo wie verſchiedenen Schnittwaaren, 

auf den Sten Juli c. Vormittags 10 Uhr 
und den darauf folgenden Tag an hieſiger Gerichts⸗ 
ſtelle gegen gleich baare Bezahlung in Preußiſchem 
Courant verſteigern, was hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird. 

Grätz, den 16. Juni 1847. 


Königlicher Auktions⸗Commiſſarius Kilian. 


2 
Landgüter 
mit gutem Boden, maſſiven Gebäuden und Wal⸗ 
dungen werden in verſchiedenen Größen zum vor⸗ 
theilhaften Ankaufe in meinem Commiſſions⸗ 
Bureau nachgewieſen, und wird daſelbſt die nähere 
Auskunft ertheilt. J. P. Lieboff, 
* Friedrichsſtraße No. 33. 
vis - à- vis der Landſchaft. 


Am 2ten Juli und folgende Tage wird in 
Bolewice bei Neuſtadt bei Pinne im Buker Kreiſe 
das bedeutende lebende Inventarium, als: Pferde, 
Ochſen, Jungvieh, Schaafe, ſo wie ſämmtliche 
Wirthſchaftsgeräthe und Möbel aus freier Hand ge— 
gen gleich baare Zahlung verkauft werden. 


Bis zum 6ten Juli d. J. werde ich zu 
Sheimno bei Pinne wegen Veränderung des 
Wohnorts ſämmtliche drei- und zweijährige Stähre 

zur Hälfte des Preiſes, die Jährlingsböcke aber zum 
Preiſe der gewöhnlichen Schaafe verkaufen. 
M. von Radonski. 


Ein Vorwerk, 3 Meilen von Poſen belegen, mit 
einem Areal von AUG Morgen und ſämmtlichem In⸗ 
ventarium, iſt zu jeder Zeit aus freier Hand unter 
billigen Bedingungen zu verkaufen. — Die nähere 
Auskunft ertheilt der Commiſſtonair Mendel Ra⸗ 
dziejew ski im Hotel à la ville de Rome, Bres⸗ 
lauerſtraße No. 16. 


9 


2 Gänzlicher Ausverkauf. 
Wegen Räumung des Lokals ſollen die feinſten 
Berliner Sopha's, Chaiſelongues mit Maſchinerie, 
Cauſeuſen, Schlafſopha's, neue Arten Stühle und 
Fauteuils, Patent⸗Matratzen ꝛc. billig verkauft wer⸗ 
den. L. Neumann, Tapezier, 
Neue: und Schulſtraßen-Ecke No. 14. 


Von nachſtehenden in ihren Wirkungen ganz aus⸗ 
gezeichneten Artitemn, ſämmtlich mit ausführlichen 
Gebrauchsanweiſungen verſehen, befindet ſich bei 
Endesgenanntem die Alleinige Niederlage: 
Aromatiſches Kräuteröl 
zum Wachsthum und zur Verſchönerung der Haare, 
welches unter der Garantie verkauft wird, daß es 
ganz dieſelben Dienſte leiſtet, als aue bisher ange⸗ 
prieſenen, theuern und oft uͤber ihlr. koſtenden 
| 99 25 Artikel dieſer Art. 
Das Flacon von derſelben Größe + Rthlr. Pr. Ect. 
Poudre de Chine 
von WiIlain & Comp. in Paris. 
Untrügliches und durchaus unſchäͤdliches Mittel, 
grauen, rothen und verbleichten Haaren binnen 2 


am O.⸗P. 13 F. 8 3., am U. P. 12 F. 6 3. Am 20ſten regnete es den 


bis 3 Stunden eine ſchoͤne, natürliche und dauernde 
ſchwarze oder braune Farbe, je nach dem Wunſche 
des Gebrauchenden, zu geben. Daſſelbe wird un⸗ 
ter Bedingung verkauft, daß wenn nach richtig vor⸗ 
geſchriebenem Gebrauche die verſprochene Wirkung 
nicht Statt finden ſollte, den dafür gezahlten Preis 
zurück zu erſtatten. 

Preis für die große Flaſche 44 Rthli. Desgleir 
chen fur die halbe Flaſche 3 Rthlr. 

Extrait de Circassie 
von Dimenſon & Comp. in Paris. 

Dieſes vielfach erprobte Schoͤnheitsmittel reinigt 
nicht nur die Haut von allen Flecken, ſondern giebt 
derſelben nach längerem Gebrauch die Friſche, den 
Glanz und die Weichheit, wodurch ſich die Orien⸗ 
taliſchen Frauen auszeichnen. 

a Preis pro Flacon 4 Rthlr. 
Erprobte Haar⸗Tinktur. 
Sicheres und in ſeiner Anwendung ganz einfaches 
unfchädliches Mittel, weißen, grauen, gebleichten 
und hochblonden Haaren in kurzer Zeit eine ſchoͤne 
dunkle Farbe zu geben und dabei das Wachsthum 
zu ‚befördern. Unterſucht und genehmigt von den 
Medizinal - Behörden zu Berlin, Muͤnchen und 
Dresden. Preis pro Flacon 13 Rthlr. 
Ader fa 
Sicheres Mittel, Kindern das Zähnen außerordents 
lich zu erleichtern, erfunden vom Dr. Ramgois, 
Arzt und Geburtshelfer zu Paris. 

Preis pro Etui mit Gebrauchsanweiſung 1 Rthlr. 
Ueber die vortreffliche Wirkung dieſer Zahnperlen 


ſind bereits vielfache Zeugniſſe eingegangen, die 


auf Verlangen zur Anſicht bereit ſtehen. 
Aechte ee 
Löwenpomade von Jomes Davy in London, 
vorzüglichſtes Mittel, um in einem Monat Hopfhaare, 
Schnurrbärte, Backenbaͤrte und Augenbrauen ber: 


auszutreiben. 
Preis pro Tiegel mit Original⸗Beſchreibung! Rthlr. 
desgl. = 4° = * 


= 2 2 

Cosmetique- Americain, 
neues untrügliches und durchaus unſchaͤdliches Mit: 
tel zur Vertreibu der Finnen und des Kupfer- 
ausſchlages im Geſicht, ſo wie zur Herſtellung der 

reinſten und zarteſten Haut. 
Preis a Flacon mit Gebrauchsanweiſung 3 Rtblr. 
Die unfehlbar und überraſchende Wirkung dieſes 
Mittels bat ſich durch die vielfachſten damit ange⸗ 
ſtellten Verſuche fo bewährt, daß man daſſelbe 
allen Perſonen, die an obigen fatalen Entftelluns 
gen des Antlitzes leiden, mit vollkommenem Rechte 
empfehlen konn. 

Keine Hühneraugen mehr! 
Unfehlbares Mittel, um Hühneraugen auf eine ganz 
ſchmerzloſe und leichte Weiſe, und zwar in der kür⸗ 
zeſten Zeit für immer auszurotten, iſt in verſiegel⸗ 
ten Schachteln mit Original-Beſchreibung verſehen. 

Die Schachtel A 3 Rthlr. 
Neuſte Erfindung. 
Ananas⸗Pomade. 
Untibertreffliches feinſtes Haar: Parfüm, zur Vers 
ſchoͤnerung der Haare, und das Wachsthum der- 

ſelben mächtig befoͤrdernd. 
Preis pro Topf = Rthlr. 


reme, 
pour dresser et fixer la barbe. Preis pro Fla⸗ 
con 10 Sgr. 
Parfum royal, 
aus den koſtbarſten Aromen des Orients. 

Nur wenige Tropfen auf heißes Metall verdampft, 
verbreiten den angenehmſten dauernden Parfüm. — 
Preis pro Fläſchchen 73 Sgr. 
Macaſſar⸗Oel, 
von Rowlands-Son in London. Preis pro Fläſch⸗ 
chen 5 Sgr. 

Aecht Engl. Gichtpapier, 
Mittel gegen Gicht, heumatismus, Leib⸗, Bruſt⸗ 
und Nüdenfhmerz, Huſten, Heiſerkeit, Schnupfen, 
Lähmung und Zahnweh. Preis pro Bogen 2 Sgr. 
Electrieitäts⸗Ableiter, 

Mittel gegen Rheumatismus, Nervenleiden aller 
Art, als Kopf-, Zahn⸗, Hals⸗, Bruſt⸗ und Ge⸗ 
ſichtsſchmerzen, Ohrenzwang, Seitenſtechen, Kräm⸗ 
pfe und Reißen in den Gliedern, Schlafloſigkeit und 
dergl. verwandten Leiden. Preis pro Amulette web 

Gebrauchsanweiſung 10 Sgr. 


Poſen. J. J. Heine, 
7ꝙ%ù AA ²⅛——t:ĩ—— - ->20--77.002 ge 
D. Mönnich, pr. Zahnarzt, Schloßſtr. No. 2. 
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Kleine Gerberſtraße No. 3. im Haufe des verſtorbe⸗ 
nen Bürgers Carl Jacob Gerhardt, iſt vom 1. 
Juli d. J. ab eine Wohnung, beſtehend aus 4 ge⸗ 
räumigen Zimmern, Küche, Keller, geräumigen 
Kammern, nebſt einem gemeinſchaftlichen Trocken⸗ 
boden, zu vermiethen. j 

Die Bedingungen find bei den im Haufe wohnen 
den Erben und beim Herrn Kommilflons- Rath D. 
G. Baarth zu erfragen. 


Ein Paar Reit- reſp. Wagen⸗Pferde (Fuchs⸗Eng⸗ 
länder) ſtehen zum Verkaufe Mühlenſtr. No. 12. A. 


Waſſerſtraße No. 1. ift der 2te Laden von der 
Marktecke ab zu vermiethen und ſogleich zu beziehen. 


Friſcher Maitrank 
iſt noch täglich zu haben bei Fr. Klingen burg, 
Bresl. Str. No. 37. 


Ein reines, von allen die Hopfenbitterkeit erſez⸗ 
ſchädlichen und ohne 
Salz den Kohlengas entwickelnden Surrogaten 
freies, auf Vöhmiſche und Bairiſche Art und Weiſe 
gebrautes Malzbier, wird der Reſtaurateur Herr 
F. Pigtkowski aus der Szarnikauer Domi⸗ 
nial⸗Brauerei beſtändig unterhalten und in feiner 
Reſtauration in kleineren fo wie größeren Quanti⸗ 
täten verkaufen. Derſelbe hat ſich zugleich zur An 
nahme jeglicher Beſtellungen bereit erklärt. 
Poſen, den 24. Juni 1847. 
Hanowicz, 
Bierbrauer in Czarnik au. 


Mit Bezug auf obige Annonce des Herrn P. Ha⸗ 
nowicz erlaube ich mir einem geehrten Publikum 
bekannt zu machen, daß das in Rede ſtehende Bier 
ſchon heute, als den 25ſten d. M. in meiner Reflau- 
ration, Breslauerſtraße No. 37., in verſchiedenen 
Gattungen zu angemeſſenen Preiſen zu haben iſt und 
daß ich zur Annahme von Beſtellungen ſtets ſehr gern 
bereit bin. 

Auch kann man bei mir täglich warmes und kaltes 
Frühſtück bekommen. Indem ich für prompte Be⸗ 
dienung bürge, bitte ich um gütigen Zuſpruch. 

Poſen, den 25. Juni 1847. 

F. Piatkowski, Reflaurateur. 


Neue fette Matjes⸗Heringe a 1 Sgr. pro Stück bei 
Iſidor Appel jun. 


Im Roſengarten 


Graben No. 16. bei Herrn Lange, wird Sonntag 
den 27ſten eine Toilette ausgefpielt. 
L 


Adam Heben 
Schilling. 


Sonnabend den 26ſten Juni: 
Konzert. 
Entrée a Perſon 21 Sgr. Anfang 5} Uhr Nachm. 
8 279 R. Lau. 
rg x 
Schilling. 
Von heute ab täglich: Barnes Abendbrod. 
5 Mn — 


(Gierzu zwei Beilagen.) | 


145. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 25. Juni 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 16. Juni. 
(Schluß) 

Landtags-Kommiſſar: Welches demnach auch die Wünſche der Ver⸗ 
fammlung in Beziehung auf die Ausdehnung der Anſtellungs-Befähigung 
ſein mögen, ſo bitte ich doch die Anſicht feſtzuhalten, daß die Beſtimmung des 
Geſetz⸗Entwurfs auch in dieſem Punkt keinen Rückſchritt, ſondern einen Fort⸗ 
ſchritt in Beziehung auf die Verhältniſſe der Juden enthalte. 

Abg. Wodiczka: Ich gehöre zu denjenigen Mitgliedern der Abtheil., 
welche der Anſicht ſind, daß die Juden zu allen Staats-Aemtern zuzulaſſen 
ſeien, mit Ausnahme der Aemter, welche mit den Kultus- und Unterrichts- 
Angelegenheiten der Chriſten in Verbindung ſtehen, des Richter-Amtes und 
der Dirigentenſtellen der Verwaltungsbehörden, und daß ihnen auf Univerſi⸗ 
täten das Dekanat, Rectorat oder Prorectorat nicht übertragen werden könne. 
Dieſe Anſicht ſtützt ſich auf das moſaiſche, auf das geoffenbarte Geſetz der 
Juden ſelbſt, und mehrere Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſind keinesweges als 
Aberglaube zu erachten, wie ein Abg. der ſchleſiſchen Ritterſchaft anführte, 
namentlich ſind dies die Beſtimmungen wegen der ſtrengen Feier des Sab⸗ 
baths und wegen der neligtöſen Beſchäftigungen und Waſchungen u. ſ. w. 
Es legen viele Redner und Juden darauf Gewicht, daß einzelne Juden, 
wenngleich zu ihrer Zahl in einem ſehr geringen Verhältniß, Kriegsdienſte 
geleiftet und ſogar am Sabbath gefochten haben. Dies haben ſie aber nur 
in Folge eines Dispenſes gethan, welchen ihnen ihre Synagoge und Rabbi⸗ 
ner gegeben haben. Dieſer Dispens kann aber widerrufen werden, und ein 
Dienſt, der widerrufen werden kann, iſt prekär und eigentlich, da ihn das 
göttliche Geſetz verbietet, unſittlich. Uebrigens weiß ich ganz genau, daß ein 
Dispens zur Verwaltung von Civil-Staatsämtern gar nicht vorhanden iſt, 
und wenn man auch annehmen kann, daß der Staat Kriegsdienſte zu verlan⸗ 
gen berechtigt iſt, ſo folgt daraus noch nicht, daß die Juden Civil⸗Dienſte 
in Anſpruch nehmen können, zu denen ſte auch gar nicht einmal fähig ſind, 
wenn man bedenkt, daß die Juden den Sabbath ſtreng feiern ſollen und die 
meiſten Juden auch ſo ſtreng ſind, daß ſie am Sabbathe nicht einmal ein 
Licht anzünden, ſondern es von einem chriſtlichen Dienſtboten anzünden laſſen, 
wenn fie es brauchen. Die Waſchungen und die übrigen Gebräuche nehmen 
den gewiſſenhaften Juden fo viel Zeit weg, daß A des Jahres gewiß darauf 
hingeht, ſo daß ſie dieſe Zeit nicht für den Staatsdienſt würden benutzen 
können. Es giebt zwar einige Juden, die ſich um dieſe Gebräuche nicht küm⸗ 
mern und den Sabbath nicht vorſchriftsmäßig feiern, aber was thun dieſe? 
fie thun weiter nichts, als daß fie ein göttliches Geſetz übertreten. Kann aber 
ein Jude, der ein göttliches Geſetz übertritt, ein ruhiges Gewiſſen haben? 
Wird er die weltlichen Geſetze halten? Ich, für meinen Theil, würde einem 
Menſchen, der ein göttliches Geſetz des Privat⸗Vortheils wegen übertritt, kein 
Amt anvertrauen, und der Staat wird wohl daran thun, den Juden ſolche 
Aemter zu entziehen, welche ſte veranlaffen oder verpflichten könnten, die gött⸗ 
lichen Gebote zu übertreten. Was insbeſondere das Nichler⸗Amt anbetrifft, 
fo können die Juden, beſonders fo lange noch Einzel-Richter beſtehen, ſolches 
nicht verwalten. Wie kann bei einem Vormundſchafts⸗Gerichte ein Jude ein 
Amt erhalten, wo er mit darauf zu achten hat, daß die Kinder chriſtlich er⸗ 
zogen werden? 0 5 uch 
Eheleuten ſtattfinden ſoll, ein Urtheil ſprechen, wenn er die Prinzipien der 
chriſtlichen Religion nicht in ſich hat? Daß ein Jude einen chriſtlichen Eid 
abnehme, halte ich ebenfalls für bedenklich, obgleich Viele von der Anſicht 
ausgehen, daß es ganz gleich ſei, wer den Eid abnimmt, und daß es nur auf 
die Geſinnung desjenigen ankomme, welcher ihn leiſtet. Wenn ein Jude das 
weltliche Geſetz bei Verwaltung eines Amtes vollſtändig erfüllen würde, fo 
würde er nur dem Scheine nach ein Jude ſein, denn ein Jude, welcher das 
moſaiſche, göttliche Geſetz gänzlich aufgiebt, wenn es dem bürgerlichen hindernd 
in den Weg tritt, iſt nur ein Schein⸗Jude. Dieſer iſt aber, glaube ich, ta= 
delnswerther, als der zum Chriſtenthume getretene Jude. Dieſer wird von 
den meiften Juden nur für einen Schein-Chriſten erklärt; aber diejenigen, 
welche ich kenne, die von dem Judenthume zum Chriſtenthume übergegangen 
ſind, ſind mir als ehrenwerthe Männer bekannt und find keine Schein⸗Chri⸗ 
ſten. Ich wiederhole meine Meinung, daß den Juden nicht alle Aemter übers 
tragen werden können. 

Abg. v. Borries: Meine Herren! Wenn wir bei der Beurtheilung 
der vorliegenden Frage die Gefühle und Anſichten des Volkes zu Rathe zie⸗ 
hen, fo werden wir uns ſchwerlich für die unbedingte Zulaſſung der Juden 
zu Staats⸗Aemtern ausſprechen können. Denn, ſelbſt nach demjenigen, was 
mehrere Emancipations-Männer hier vorgetragen haben, unterliegt es wohl 
keinem Zweifel, daß bei der großen Maſſe des Volkes keine Sympathieen für 
die Juden vorhanden ſind, daß vielmehr zwiſchen beiden Theilen ein Miß⸗ 
trauen beſteht, welches ſelbſt ein langjähriges Zuſammenwohnen nicht zu ver⸗ 
wiſchen vermag. Dies gilt insbeſondere für den Landestheil, dem ich ange⸗ 
höre, für Weſiphalen; hier hegt namentlich der Landmann ein ſolches Miß⸗ 
trauen gegen die Juden, daß ein unparteiifcher Beurtheiler ſich nicht verheh— 
ten kann, daß zöwiſchen der chriſtlichen und jüdiſchen Bevölkerung noch eine 

roße Kluft, eine große Scheidewand beſteht, welche ſich nicht durch einige 
ederſtriche beſeitigen läßt. Deshalb glaube ich, mich gegen eine unbedingte 
Zuluft der Juden zu Staats⸗Aemtern und für den vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwurf ausſpiechen zu müſſen. Es iſt zunächſt Sache der Juden, ihren 

artitularismus und Separatismus aufzugeben und durch ein näheres Anz 
ſchließen an die chriſtuche Bevölkerung die Antipathieen der letzteren nach und 
nach zu befeitigen. Erf wenn fie hierdurch bewieſen haben, daß ihnen wirk⸗ 
lich eine innigere Verſchmelzung mit der chriſtlichen Bevölkerung am Herzen 
liegt, wird weiter darüber zu berathen ſein, ob ihnen die höchſten politiſchen 
Rechte eingeräumt werden. können. ; ö ; 

Abg. Graf v. Helld orff: Meine Herren! Ich bin aus einem Lande, 
wo keine Juden ſind. Ob dies ein Vortheil oder Nachtheil ſei, dies will ich 
meinerſeits nicht entſcheiden, und glaube ich wohl, daß hier in der Verſamm⸗ 
lung Mehrere ſind, die es gründlicher zu beurtheilen verſtehen, wie ich. Je⸗ 
denfalls iſt es aber meine Anſicht, daß es die Pflicht unſeres Jahrhunderts 
ſei, die Unbill früherer Jahrhunderte zu fühnen. Wenn ich auch nicht der 


Wie kann er bei einer Eheſcheidung, die zwiſchen chriſtlichen 


Anſicht bin, daß die Juden zu allen Aemtern jetzt ſchon zuzulaſſen ſeien, ſo 
möchte ich doch mein Einverſtändniß mit derjenigen Fraction der Abtheilung 
erklären, welche die Juden zu allen Staatsämtern zulaſſen will, mit Aus⸗ 
nahme der Aemter, welche mit den Kultus- und Unterrihts-Angelegenheiten 
der Chriſten in Verbindung ſtehen, des Richter-Amtes und der Dirigenten⸗ 
Stellen der Verwaltungs-Vehörden. Ich möchte mir erlauben, dieſen Aem⸗ 
tern noch eine einzige Kategorie hinzuzufügen, dies wäre die der Landräthe. 

Abg. Knoblauch: Auf dem Wege des Geſetz-Entwurfs kann ich mir 
nicht denken, daß der große Zweck, den wir berathen, wirklich erreicht wird. 
Meine Ueberzeugung iſt vielmehr, daß man zur Erreichung großartiger Zwecke 
auch durchgreifende Maßregeln einführen muß. Wie ſehr ich mich indeffen 
bemüht habe, in dieſer Beziehung gewiſſe Gränzen zu finden, ſo iſt mir dies 
doch nicht gelungen, und deshalb erkläre ich mich mit voller Ueberzeugung 
für den Vorſchlag des Ausſchuſſes, die Juden zu allen Staats-Aemtern zu⸗ 
zulaſſen, welche nicht, ihrer Natur nach, ein chriſtliches Glaubensbekenntniß 
vorausſetzen. Auch von meinem Privat-Standpunkte habe ich wohl erwogen, 
ob ſolche neue und ausgedehnte Maßregeln nicht die höheren geiſtigen Inter⸗ 
eſſen des chriſtlichen Volkes ſelbſt beeinträchtigen konnten; indeſſen bin ich ge⸗ 
rade bei der Betrachtung, vom chriſtlichen Standpunkte aus, darin beſtärkt 
worden, daß auf ſolche Weiſe das Chriſtenthum, bei ſeiner inneren Wahrheit 
und feiner weltüberwindenden Kraft, unmöglich gehemmt werden kann und 
man ſich vielmehr auf den größten Abweg begeben würde, wenn man glaubte, 
durch Akte der Unduldſamkeit und Rechtsbeſchränkuug das Chriſtenthum zu 
fördern. (Vielſeitiger Bravoruf.) 

Abg v. Wedell: Ich ehre die Juden, die feſthalten an ihrem Glau⸗ 
ben, den ſie von ihren Vätern ererbt haben; dennoch kann ich mich nicht da⸗ 
für ausſprechen, daß die Juden in Bezug auf die Staats⸗Aemter den Chri⸗ 
ſten völlig gleichgeſtellt werden. Das würde wohl zeitgemäß ſein, wenn kein 
Vorurtheil gegen die Juden mehr exiſtirte, und wenn der größte Theil des 
preußiſchen Volkes wünſchte, daß die Juden den Chriſten in dieſer Beziehung 
gleichgeſtellt würden. Ich glaube aber, das iſt nicht anzunehmen. Bei dem 
letzten ſächſiſchen Provinzialstandtage kam die Sache zur Erörterung; aber 
von 68 Deputirten erklärten ſich nur 4 für die Gleichſtellung der Juden mit 
den Chriſten. Ich ſtimme deshalb für den Gefeg-Entwurf. 

Abg. v. Puttkammer aus Stettin: Ich wollte mir vor Allem erlau⸗ 
ben, eine Frage, worüber ich noch nicht klar geworden bin, an den Herrn 
Vertreter des Kriegs⸗Miniſters zu richten Dürfen die Juden Offiziere werden? 

General v Reyher: Nein, es iſt bis jetzt nicht erlaubt, Juden zur Be⸗ 
förderung zum Offizier in Vorſchlag zu bringen. 

Abg. v. Puttkammer aus Stettin: Wenn alſo die Juden in dem 
Freiheits-⸗Kriege, den ſie mit uns durchgemacht haben, haben Offiziere werden 
können und jetzt nicht mehr, ſo würde dies ein Rückſchritt ſein. Wenn der 
Jude Unteroffizier werden kann, fo ſteht er zum gemeinen Soldaten in dem⸗ 
ſelben Disziplinar⸗Verhältniß, wie der Offizier zum Unteroffizier, denn der 
Soldat iſt dieſem Subordination ſchuldig. Wenn der Jude alſo Unteroffizier 
werden kann, ſo verſtehe ich nicht, warum hier die Gränze gezogen werden 
ſoll, daß er nicht Ofſizier werden kann. Könnte er aber Subaltern⸗Ofſtzier 
werden, ſo könnte er auch noch höher ſteigen; da, muß ich ſagen, kann ich 
mir gar keine rechte Idee machen, was das Gouvernement will; wenn es aber 
der Fall iſt, daß ein Jude nicht Offizier werden kann, fo würde allerdings 
ein Theil deſſen, was ich ſagen wollte, beſeitigt ſein. Denn wenn er Offizier 
werden könute, ſo würde ich nicht den Unterſchied abſehen können, welcher 
zwiſchen den Stellungen im Militair- und Civildienſt gemacht wird. Jetzt 
freilich bin ich eines Anderen belehrt worden. Ich will auf die Sache ſelbſt 
eingehen und mit Bezug auf das, was das Mitglied der anklamſchen Ritters 
ſchaft und der Abg. von Berlin geſagt haben, mich dahin erklären, daß ich 
mich der Anſicht anſchließe, welche die Juden zu allen Staats-Aemtern zulaf- 
ſen will, mit Ausſchluß derer, die, wie in dem Amendement geſagt worden 
if, Bezug auf Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten haben, denn das vers 
ſteht ſich von ſelbſt, daß von letzteren keine Rede fein kann. £ 

General v Reyher: Se. Majeſtät der König haben bis jetzt nicht ge= 


ſtattet, Juden zur Beförderung zum Offizier in Vorſchlag zu bringen, und 


da dies feſtſteht, ſo ſind auch keine dergleichen Vorſchläge gemacht worden. 
Durch die Kabinets-Ordre vom 31. Dezember 1845 iſt nachgegeben worden, 
daß die Juden zu Unteroffizieren befördert werden dürfen; es war auch dies 
bis dahin nicht zuläſſig. Jetzt wird in jedem Fall an das Miniſterium be⸗ 
richtet und ein Qualifications-Zeugniß eingereicht. Alsdann kann das be⸗ 
treffende Individuum zum Unteroffizier befördert werden. 
Referent Sperling: Es iſt alſo keine geſetzliche Beſtimmung, ſondern 
nur eine Inſtruction für die vorſchlagende Behörde? 
Landtags⸗Kommiſſar: In Bezug auf die letztere Bemerkung muß 
ich entgegnen, daß es eines Geſetzes darüber, wen Se. Majeſtät zum Offizier 
befördern wollen, gar nicht bedarf; dieſe Veförderungen gehen allein von 
Seiner Majeſtät Allerhöchſtſelbſt aus, und Se. Maj. brauchen ſich darüber 
keine Geſetze vorzuſchreiben. a 
Referent Sperling: In diefem Sinne habe ich es nur verſtehen können. 
Seine Majeſtät haben Sich auch vorbehalten, Ihre Räthe zu ernennen, den⸗ 
noch haben Seine Majeſtät allgemeine Geſetz-Beſtimmungen aufgeſtellt, unter 
denen überhaupt ein Anſpruch auf Rathsſtellen erhoben werden kann, und in 
dieſer Beziehung glaube ich, daß es auch in Form eines Geſetzes ausgeſpro⸗ 
chen werden könnte, ob die Juden Hoffnung auf Beförderung zum Offizier- 
ſtande haben. 5 
Abg. v. Meding: Ich glaube, die Geſetz⸗Beſtimmung liegt in der Bes 
ſtimmung des Edikts vom Jahre 1812, worin geſagt it, daß fie zum Staats 
dienſte nicht zuzulaſſen ſind, und dazu gehört doch auch, daß ſie nicht Offizier 
werden können. 8 . 
Abg. v. Byla: Schon bei der allgemeinen Berathung des vorliegenden 
Entwurfs habe ich mich dahin ausgeſprochen, daß ich es keinesweges für rath⸗ 
ſam erachte, ſofort eine gänzliche Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten 
herbeizuführen, und am allerwenigſten kann ich von dieſer Anſicht in dem 
vorliegenden Falle ablaſſen, wo es ſich von der Zulaſſung der Juden zu 
Staatsämtern handelt. a 
Marſchall: Ich muß bemerken, daß noch eine große Anzahl von Red⸗ 
nern, namentlich ſolche, die zu den beliebteſten gehören, ſich gemeldet haben; 
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ich ſtelle daher anheim, ob dieſelben angehört werden ſollen. (Wiederholter 
uf zur Abſtimmung.) 

a 455 fler! Inſofern alle übrigen Redner auf das Wort verzichten, 

verzichte ich auch. ... (Mehrere Stimmen: Ja! Ja!) entgegengeſetztenfalls 

würde ich das Wort nehmen. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich muß die hohe Verſammlung erſt fragen, ob ſie den 
Schluß der Debatte wünſcht, und bitte diejenigen, welche dies wünſchen, auf⸗ 
zuſtehen. (Majorität für den Schluß der Debatte.) Wir kommen alſo zur 
Frageſtellung. Ich werde wieder den Grundſatz befolgen, daß zuerſt Diejeni- 
gen Vorſchläge zur Abſtimmung kommen, wetche ſich am weiteſten von dem 


Entwurf entfernen, und daß dann erſt zum Entwurfe ſelbſt übergegangen 


werde. Der zunächſt zur Abſtimmung kommende Vorſchlag der Abth. iſt ſo 
formulirt: Sollen die Juden zu allen Staats⸗Aemtern zugelaſſen werden, 
welche nicht ihrer Natur nach ein chriſtliches Glaubens-Vekenntniß vorausfegen, 


Secretair Naumann (lieſt den Vorſchlag vor): Sollen die Juden zu 


allen Staatsämtern zugelaſſen werden, mit Ausnahme derjenigen, mit welchen 
eine Leitung oder Beauffichtigung der chriſtlichen Kultus- und Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten verbunden iſt? R 

Marſchall: Es wird bei diefer Frageſtellung verbleiben müſſen. Es 
iſt auf die namentliche Abſtimmung angetragen worden. (Mehrere Stimmen: 
Nein! Nein!) Auf dieſe Weiſe kann die Frage nicht entſchieden werden, ich 
muß vielmehr ermitteln, ob der Vorſchlag auf namentliche Abſtimmung uns 
terſtützt wird? (Die hinreichende Unterſtützung durch Aufſtehen finder ſtatt.) 

Secretair Naumann: (Lieft noch einmal die vorige Frage vor, und 
der namentliche Aufruf findet ſtatt.) 

Marſchall (muß ſich wiederholt der Glocke bedienen, um die zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung erforderliche Ruhe hervorzubringen): Der Herr Se— 
cretair wird die Frage noch einmal verleſen. 

Secretair Naumann (verlieft die Frage): Sollen die Juden zu allen 
Staats⸗Aemtern zugelaſſen werden, mit Ausnahme derer, mit welchen eine 
Leitung oder Beaufſichtigung der chriſtlichen Kultus- und Unterrichts-⸗Angele⸗ 
genheiten verbunden iſt? i u 

Marſchall: Das Ergebniß der Abſtimmung ift folgendes; die Frage 
iſt mit 220 gegen 215 Stimmen bejaht. Vor dem Schluß der Sitzung iſt 
der Verſammlung noch ein Allerhöchſter Erlaß mitzutheilen. 8 

Eine Stimme: Da die vorſtehende Frage nicht mit einer Majorität 
von zwei Drittel angenommen worden iſt, ſo verſteht es ſich doch von ſelbſt, 
daß die Gründe der Majorität und Minorität in dem Bericht angegeben 
werden. (Mehrere Stimmen! Ja wohl!) 

Secretair Naumann (lieſt die Allerhöchſte Kabinetsordre wegen Aus— 
ſetzung des Schluſſes des Landtages am 19ten d. M. vor): is 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 
entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten getreuen 
Ständen Unſeren gnädigen Gruß. Da ſchon jetzt mit Sicherheit vorauszu⸗ 
ſehen iſt, daß die von der Kurie der drei Stände in Bezug auf Unſer Pa⸗ 
tent und die Verordnungen vom 3. Februar d. J. beſchloſſenen, gegenwärtig 
der Herren-Kurie zur Berathung vorliegenden Anträge bis zum 19. d. M. 
ihre Erledigung nicht finden werden, fo wollen Wir für dieſe Bervandkungen des 

Erſten Vereinigten Landtages hierdurch noch auf ſo lange Friſt ertheilen, bis 
die Berathungen Unſerer getreuen Stände über jene Anträge beendigt und 
die Befehle, zu denen Wir Uns durch das Reſultat dieſer Berathungen be⸗ 
wogen finden möchten, von Unſeren getreuen Ständen erledigt fein werden. 
Wir haben Unſeren Landtags-Kommiſſarius beauftragt, Uns anzuzeigen, an 
welchem Tage hiernach die Schließung des Erſten Vereinigten Landtags wird 
erfolgen können. 1 N 4 An 84. Ständen in Gnaden 

ewogen. Gegeben Sansſouci, den 16. Juni 5 
WR 8 . (gez.) Friedrich Wilhelm. 

An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände: 

f Marſchall: Da es doch möglich wäre, daß nach dem Schluß der Be⸗ 
rathung über den gegenwärtigen Gegenſtand morgen noch Zeit übrig bliebe, ſo 
will ich die Gegenſtände ankündigen, welche dann an die Tagesordnung kommen, 
nämlich: zuerſt das Gutachten über die Aufhebung des Geleitzolles auf ruſſiſche 
und polniſche Juden, ſodann die 8 Gutachten, welche neulich bereits an der Ta⸗ 
gesordnung waren, jedoch wegen der Berathung der Allerhöchſten Propofition 
über die Verhältniſſe der Juden ausgeſetzt wurden. Es ſei denn, daß die 
Verſammlung wünſcht, daß andere Gutachten den Vorzug haben. (Einige 
Stimmen: vielleicht das über die Preßfreiheit.) Es iſt früher ſchon gewünſcht 


worden, daß das Gutachten wegen der Kredit-Anſtalten für bäuerliche Be- 


ſitzer den Vorzug erhalten möge. 5 

Abg. v. Rothkirch: Zu dieſer Angelegenheit würde eine beſondere Siz— 
zung nöthig fein, denn fie iſt zu wichtig, als daß fie, fo zu ſagen, über's 
Knie gebrochen werden ſoll. 

Marſchall: Da doch morgen ſehr wenig Zeit übrig bleiben wird, fo 
ſtelle ich anheim, ob ſich die Verſammlung nicht mit der Berathung über 
die angegebenen kleineren Sachen begnügen will, und ſchließe die heutige Siz⸗ 
zung, bemerke auch noch, daß die ſtenographiſche Berichte bis morgen früh 
10 Uhr ausliegen werden. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten.) 
Sitzung der Herren⸗Kurie am 15. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 124 Uhr, unter dem Vorſitz des Marſchalls Für⸗ 
ſten zu Solms. as Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und ge— 
nehmigt. 5 

Marſchall: Ich habe zuerſt der Verſammlung Mittheilung eines Schrei— 
bens des Herrn Landtags⸗Kommiſſars zu machen, welches an mich gerichtet 
iſt und folgendermaßen lautet: 5 

„Da die Kurie der drei Stände in der Sitzung vom 5. d. M. beſchloſ⸗ 
fen hat, eine Bitte an des Königs Majeſtät dahin zu richten, daß in Erz 
wartung der Wiedervereinigung des Vereinigten Landtages innerhalb eines 
vierjährigen Zeitraumes die Wahlen der Vereinigten Ausſchüſſe und der De⸗ 
putation für das Staatsſchuldenweſen einſtweilen erlaſſen werden mögen, ſo 

wied auch die Wahl der letzteren fo lange ausgeſetzt bleiben müſſen, bis ſich 
herausgeſtellt hat, ob die Herren⸗Kurie jener Bitte ſich anſchließen, eventua⸗ 
liter bis des Königs Majeſtät darüber entſchieden haben wird. Bei dem nahe 


bevorſtehenden Schluſſe des Vereinigten Landtags wird aber die demſelben 
nach §. 8 der erſten Verordnung vom 3. Februar d. J. obliegende Abnahme 
der Rechnung der Haupt- Verwaltung der Staatsſchulden, welche ich unter 
dem 26ſten v. M. mitzutheilen die Ehre hatte, nicht füglich länger ausgeſetzt 
werden können, weshalb ich ergebenft anheimſtelle, für dieſes mal die frag⸗ 
liche Rechnung ohne die vorbereitende Prüfung der Landesſchulden⸗Deputation 
nach Vorſchrift des §. 27 der Geſchäfts⸗Ordnung zunächſt an die Abtheilun⸗ 
gen und demnächſt an das Plenum der beiden Kurien gefälligſt gelangen zu 
lafien. Berlin, den 11. Juni 1847. von Bodelſchwingh.“ 

Demgemäß werden alſo die erwähnten Rechnungen einer Abtheilung und, 
zwar der zweiten, zur Berichterſtattung an die Verſammlung überwieſen wer⸗ 
den. Wir kommen nun zur Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Berathung. 
Ich bitte den Grafen v. Itzenplitz, den Vericht weiter zu erſtatten. 

Graf v. Itzenplig: Die Berathung war geftern bis zu §. 14 vorge⸗ 
rückt. Der F. 14 des Geſetz⸗Vorſchlags lautet: „F. 14. Der Vorſtand iſt das 
Organ, durch welches Anträge oder Beſchwerden der Judenſchaft an die 
Staatsbehörde gelangen. Er hat über alle die Judenſchaft betreffenden Ange⸗ 
legenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den Staats- und 
Kommunal-Behörden auf Erfordern pflichtmäßig und unter eigener Verant⸗ 
wortlichkeit Auskunft zu ertheilen.“ Die Abtheilung ſchlägt vor, den ganzen 
zweiten Satz des F. 14 wegzulaſſen. Sollte dies aber nicht beliebt werden, 
ſo würden wenigſtens die Worte des zweiten Satzes: „und über einzelne zu 
ihr gehörige Mitglieder“, und ferner: „pflichtnäßig und unter eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit“, wegbleiben können, indem jene in der That bedenklichen In⸗ 
halts und dieſe überflüſſig erſcheinen; denn die Pflichtmäßigkeit verſteht ſich 
bei jeder amtlichen Aeußerung von ſelbſt.“ Der Haupt-Antrag geht alſo da⸗ 
hin, den ganzen zweiten Satz des Paragraphen wegzulaſſen; demgemäß würde 
F. 14 fo lauten: „Der Vorſtand iſt das Organ, durch welches Anträge oder 
Beſchwerden des Synagogen-Vereins an die Staatsbehörde gelangen.“ 

Marſchall: Die Frage iſt gerichtet auf den Vorſchlag der Abtheilung, 
der dahin geht, daß der zweite Satz des §. 14 ganz wegfalle, und diejenigen 
Mitglieder, welche dieſem Antrage der Abtheilung beiſtimmen, würden dies 
durch auſſtehen zu erkennen geben. Der Antrag iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men zum F. 15. 

Referent Graf v. Itzenplitz: (lieft §. 15 des Geſetz⸗Entwurfs vor, des⸗ 
gleichen die darauf bezügliche Stelle des Abtheilungs-Gutachtens.) — F. 15. 
Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden Städteordnungen gilt, ſich 
fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß fie mindes 
ſtens diejenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, 
welche eine Theilung der Geſammtzahl der letzteren durch die Zahl der Stadt⸗ 
verordneten ergiebt, ſo kann auf den Grund einer zwiſchen den ſtädtiſchen 
Behörden und dem Vorſtande der Judenſchaft unter Zuſtimmung der Reprä⸗ 
ſentanten ſtattfindenden Einigung den jüdiſchen wahlberechtigten Bürgern ge⸗ 
ſtattet werden, einen oder nach dem angegebenen Verhältniſſe auch mehrere 
Verordnete nebſt Stellvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der 
Stadtverordneten-Verſammlung in allen, nicht das chriſtliche Kirchen- und 
Schulweſen betreffenden Angelegenheiten Sitz und Stimme haben; dagegen 
ſcheiden alsdann die Juden bei den Wahlen der übrigen Stadtverordneken, 
deren Zahl ſich nach Maßgabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten vers 
mindert, als Wähler und Wahl-Kandidaten aus. Das Ergebniß einer ſolchen 
Vereinbarung unterliegt der Beſtätigung der Regierung und iſt in das ſtädti⸗ 
ſche Ortsſtatut aufzunehmen. Bei der Seitens der Juden ftattfindenden Wahl 
von Verordneten aus ihrer Mitte finden die Vorſchriſten und Bedingungen 
Anwendung, welche für die Stadtverordnetene Wahlen überhaupt an dem be⸗ 
treffenden Orte maßgebend ſind. — Eine ſolche Scheidung iſt dem Weſen der 
Städteordnung fremd; ſie will, daß alle Bürger und Vertreter der Stadt 
durch ein gemeinſames Band des Gemeinfinnes für das Wohl derſelben ver— 
einigt werden. — Eine Errichtung wie fie der $. 15 vorſchlägt, widerſpricht 
aber auch dem durch die Bundesakte beſtätigten Juden-Edikt von 1812. Nach 
dem §. 7 dieſes Geſetzes ſollen die Juden gleiche bürgerlichte Rechte mit den 
Chriſten haben, alſo nicht eine beſondere Vertretung in der Stadtverordne— 
ten Verſammlung. — Jede kaſtenmäßige Abſonderung der Juden dürfte ih⸗ 
rer Fortbildung nicht förderlich ſondern dazu geeignet fein, hergebrachte An⸗ 
ſichten, vielleicht Vorurtheile, aufrecht zu erhalten. Aus dieſen Gründen 
ſchlägt die Majorität der Abtheilung mit 6 gegen 1 Stimme vor, die Weg⸗ 
laſſung dieſes ganzen Paragraphen zu beantragen. Die Minorität der Ab⸗ 
theilung macht für ihre Anſicht folgende Gründe geltend: Sie ſieht in der 
vorgeſchlagenen Beſtimmung die Anſicht der Regierung ausgeſprochen, auto⸗ 
nomiſche Rechte zu begünſtigen, fig iſt überhaupt im Prinzip dafür, die Re⸗ 
gierung gerade da zu unterſtützen, wo es ſich darum handelt, aus dem Vor⸗ 
mundſchafts⸗Prinzip herauszutreten. Die Minorität ſtimmt daher für Bei⸗ 
behaltung des §. 15, wenn zu demfelben der Zufag gemacht wird: daß es 
den Juden jederzeit frei ſteht, die Wiederaufhebung der getroffenen Vereini⸗ 
gung unter Zuſtimmung der ſtädtiſchen Behörden zu veranlaſſen, ohne daß 
hiergegen der Regierung ein Widerſpruchsrecht zuſteht. Bei der Berathung 
der weiteren Paragraphen dieſes Geſetzes iſt die Abtheilung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Gefeg-Entwurf von der Anſicht ausgegangen, daß die Juden 
im geſetzlichen Sinne zu den „geduldeten“ Religions⸗Geſellſchaften gehören. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung, und zwar in der Art, daß diejenigen, welche dem Anträge der 
Abtheilung, daß der Paragraph wegfalle, beiflimmen, dies durch Aufſtehen 
zu erkennen geben. Dem Antrage iſt beigeſtimmt, und wir kommen zu dem $. 16. 

Referent: Die folgenden Paragraphen handeln von dem Kultusweſen. 
(Verleſung §. 16 des Geſetzes, und des Gutachtens ad F. 16.) $. 16. Die 
auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der Vereinbarung 
jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. deren Vorſtehern und Repräſentanten über⸗ 
laffen. Die Regierung hat von dieſen Einrichtungen nur in ſoweit Kennt⸗ 
niß zu nehmen und Enlſcheidung zu tweſſen, als die öffentliche Ordnung ihr 
Einſchreiten erfordert. Zum §. 16, iſt bei der Abth nur ein Zuſatz in An⸗ 
regung gekommen, welcher jedoch die Majorität nicht erhalten hat, ſondern 
mit 4 gegen 3 Stimmen abgelehnt worden iſt. ; 
Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung und zwar in der Weiſe, 
daß diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage, wie er vorliegt, beitreten 
wollen, dieſes durch Aufſtehen zu erkennen ge; Die Majorität iſt dem 
Vorſchlage beigetreten. Wir kommen zu §. 17. 
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Referent Graf v. Itzenplitz (lieſt vor): $ 17. Dem Statute einer 
jeden Judenſchaft bleibt die Beſtimmung darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte 
angeſtellt und wie dieſelben gewählt werden ſollen. Bis dahin behält es wegen 
dieſer Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenſchaften herkömm⸗ 
lich iſt, und in Ermangelung eines feſten Herkommens bei den allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften wegen der Wahl von Geſellſchaftsbeamten fein Be⸗ 
wenden. Die gewählten Kultusbeamten dürfen in ihr Amt nicht eher einge⸗ 
wieſen werden, bis die Regierung erklärt hat, daß gegen ihre Annahme nichts 
zu erinnern iſt. Die Regierung hat bei dieſer Erklärung außer den Förmlich⸗ 
keiten der Wahl nur darauf Mückſicht zu nehmen, daß die gewählten Kultus⸗ 
Beamten unbeſcholtene Männer find. | Das Gutachten hierzu lautet: „Im 
Allgemeinen empfiehlt die Abth. den §. 16 und eben fo. auch den 8. 17 zur 
Annahme.“ $. 17 wird zur unveränderten Annahme ſeitens der Abtheilung 
empfohlen. 5 

Marſchall: Der Paragraph iſt angenommen. 

Referent Graf v. Itzenplitz (trägt vor): §. 18. Entſtehen innerhalb 
einer Judenſchaft Streitigkeiten über die inneren Kultus⸗Einrichtungen, welche 
auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, ſo ſind die Miniſter der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag der 
Intereſſenten eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine zu 
dieſem Zweck einzuſetzende Kommiſſion eintveteten zu laſſen. Kann durch den 
Ausſpruch der Kommiſſion der Konflikt nicht ausgeglichen werden, ſo haben 
die Miniſter unter Benutzung des von der Kommiſſton abgegebenen Gutach⸗ 
tens darüber Anordnung zu treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Ein⸗ 
richtung eines abgeſonderten Gottesdienftes oder die Bildung einer neuen Sy⸗ 
nagoge zu geſtatten iſt; zugleich haben dieſelben mit Ausſchluß des Rechts⸗ 
weges zu beſtimmen, welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Kultus⸗Ein⸗ 
richtungen verbleibt. Bei dem §. 18 find der Abth. die Worte: „ob und“ 
(in der vierten Zeile von unten) bedenklich erſchienen. Aus dieſen könnte ge⸗ 
folgert werden, daß die Behörde auch das Recht habe, die begehrte Trennung 
pure zu verſagen. Es iſt dies wohl nicht die Abſicht des Geſetzgebers, und der 
Staat kann keinen Grund haben, ſolche Trennung zu hindern; es kommt 
nur darauf an, die Modalitäten derſelben zu ordnen und feſtzuſtellen. Die 
Abth. beantragt daher einſtimmig, die Worte: „ob und“ wegzulaſſen, übri⸗ 
gens aber den Paragraphen anzunehmen. In der letzten Zeile deſſelben wird 
nach der Anſicht des Königl. Rathes, welcher den Berathungen der Abtheil. 
beiwohnte, ftätt:- „Kultus⸗Einrichtungen“ beſſer zu Tagen ſein: „Vermögen 
des Synagogen⸗Vereins.“ Die Abth. war hiermit ganz einverſtanden. 

Marſchall: Die Frage iſt gerichtet auf den Antrag der Abth., daß 
der Paragraph, wie er vorliegt, beizubehalten ſei; und diejenigen, welche die⸗ 
ſem Antrage beiſtimmen, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Die 
Majorität erhebt ſich dafür.) Der Paragraph iſt angenommen. 

Referent: Der §. 18, den die hohe Kurie eben angehört hat, ſteht im 
genauen Zuſammenhange mit den folgenden §§. 19, 20, 21, 22, und die 
Abth. hat daher dieſelben bei ihrer Beurtheilung zuſammengefaßt. Wir wer⸗ 
den ſie daher jetzt hinter einander hören, und dann wird die Beurtheilung der 
Abtheilung folgen. e 

Graf v. Königsmark (lieſt vor): „§. 19. Diefe Kommiſſton ſoll, fo 
oft das Bedürfniß es erfordert, unter der Aufſicht eines Regierungs⸗Abg. in 
Berlin zufammentreten und aus neun Kultusbeamten oder anderen Männern 
jüdiſchen Glaubens beſtehen, die das Vertrauen der Judenſchaft, welcher fie 
angehören, beſitzen. F. ZU. Die Mitglieder der Kommiſſton mit einer ange— 
meſſenen Zahl von Stellvertretern werden von den Miniſtern der geiſtlichen 
26, Angelegenheiten und des Innern auf den Vorſchlag der Ober-Präſidenten, 
welche dabei die Anträge der Judenſchaften ihres Verwaltungsbezirks beſon⸗ 


ders zu berückſichtigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. §. 21. 


Die durch den Zuſammentritt der Kommiſſton erwachſenden Koften werden 
von den ſämmtlichen Judenſchaften des Staats nach Verhältniß des Koſten⸗ 
Betrages ihrer geſammten Vedürfniſſe ($ 23.) aufgebracht. §. 22. Die Kom⸗ 
miſſion beſchließt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegenſtände nach 
abfoluter Stimmenmehrheit und hat die zu erſtattenden Gutachten unter Vei⸗ 
fügung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten.“ 

Referent (lieſt aus dem Abtheil.⸗Gutachten ad §§. 19 bis 22 vor): 
„Abgeſehen von dieſen mehr die Form betreffenden Bemerkungen kann ſich 
die Abth. mit dem Inhalt der SS. 18—22 (einſchließlich) im Allgemeinen nur 
einverſtanden erklären Die religioſen Angelegenheiten der Juden will der 
Staat dieſen ſelbſt anheimgeben, und er thut als weltliche Obrigkeit Alles, 
was die geduldete Religions-Geſellſchaft begehren kann, wenn er zuerſt die 
religiöſe Corporation von außen her zu Recht beſtändig konſtituirt, und dann 
auch wieder den geſetzlichen Weg eröffnet, auf welchem eine Trennung der reli⸗ 
giöſen Corporation eintreten kann, wenn dieſe von den jüdiſchen Vereinsgenoſſen 
gewünſcht wird oder ſonſt erforderlich erſcheint. Dieſer Weg iſt durch die 88. 
18—22 angebahnt, und es iſt der Juhalt derſelben auch — ſo viel bekannt 
— von den Juden nicht ungünſtig aufgenommen worden. Nur das ſchien der 
Abth. wünſchenswerth, daß die Mitglieder der gutachtenden Kommiſſton zum 
Theil aus der Wahl der Synagogen-Vereine hervorgehen möchten. Da der 
8. 20 ſchon anordnet, daß die Ober-Präſidenten bei ihren Vorſchlägen die 
Anträge der Juden beachten ſollen, ſo ſcheint es noch beſſer, daß ein Theil 
der Mitglieder aus der Wahl der Juden und ein anderer Theil ſrei aus den 
Vosſchlägen des Ober Präſtdenten hervorgehe. Die Abth. beantragte daher 
einſtimmig: daß die Ober⸗Präſidenten verpflichtet werden möchten, zwei Drit⸗ 
tel der Mitglieder der Kommiſſton aus den von den Synagogen-Vereinen 
bezeichneten Perſonen in Vorſchlag zu bringen und die betreffenden Miniſte⸗ 
rien gehalten ſein möchten, zwei Drittel der Mitglieder der Kommiſſion aus 
den Perſonen zu wählen, welche die Vereine genannt haben. Dieſe Abſicht 
wird durch einen kurzen Zuſatz zum 20 zu erreichen ſein!“ 

f 19—22 werden angenommen. 5 . 

Graf v. Königsmark (lieſt vor): K. 23. „Die Koften des Kultus und 
der übrigen, die Judenſchaft betreffenden Bedürfniſſe, zu welchen auch die 
Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnißplätze gehört, werden nach den 
durch das Statut einer jeden Judenſchaft näher zu beſtimmenden Grund- 
ſätzen auf die einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt und, nachdem die Hebe⸗ 
rollen von der Regierung für vollſtreckbar erklärt worden find, im Ver⸗ 
waltungswege eingezogen. Der Rechtsweg iſt wegen ſolcher Abgaben und 
Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als Jemand aus beſonderen Rechtstiteln 


den Kindern nicht am nöthigen Religions⸗Unterricht fehle. 


die gänzliche Befreiung von Beiträgen geltend machen will oder in der Bes 
ſtimmung ſeines Antheils über die Gebühr belaſtet zu ſein behauptet. Ob 
und inwieweit einzelne, zerſtreut und von dem Mittelpunkte der Juden⸗ 
ſchaft entfernt wohnende Juden zu den von der Judenſchaft aufzubringenden 
Koſten, insbeſondere zu den Kultus⸗Bedürfniſſen, beizutragen haben, iſt von 
den Regierungen nach Maßgabe der Vortheile feſtzuſetzen, welche jenen Ju⸗ 
den durch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil werden. Von neu an⸗ 
ziehenden Juden darf ein ſogenanntes Eintrittsgeld von der Judenſchaft auch 
an denjenigen Orten, wo ſolches bisher üblich geweſen, künftig nicht mehr 
gefordert werden“ a 

Referent (lieſt $ 23 des Abtheilungs⸗Gutachtens vor): „Der F. 23. 
wird von der Abth. zur Annahme empfohlen. Daß die Juden die Koſten ih⸗ 
res Kultus tragen, entipricht- dem Recht und der bisherigen Verfaſſung, und 
daß die betreffenden Umlagen von der Verwaltungs-Bebörde für vollſtreckbar 
erklärt werden, kann für die Ordnung im Haushalt des Vereins, und alſo 
für die Juden ſelbſt, nur ſehr angemeſſen und wünſchenswerth erſcheinen.“ 

§. 23 wird angenommen. 

Referent (lieſt vor): F. 24. „Ueber die der befonderen Armen⸗ und 
Krankenpflege jüdiſcher Glaubensgenoſſen gewidmeten Fonds und Anſtalten 
ſteht dem Vorſtande der Judenſchaft, ſofern ihm nicht die Verwaltung bereits 
ſtiftungsmäßig übertragen iſt, die Aufſicht zu, vorbehaltlich jedoch des Ober⸗ 
Aufſichtsrechts der Regierungen.“ Das Gutachten lautet: §. 24. Die Abth. 
kann ihren einſtimmig beliebten Vorſchlag am beſten deutlich machen, wenn 
ſie es ſich geſtattet, ihn in Worte zu faſſen, welche möglicherweiſe ſtatt des 
F. 24 in das Geſetz eingerückt werden könnten. Dieſe würden ſo lauten: 
Ueber die der beſonderen Armen- und Krankenpflege der Juden gewidme⸗ 
ten Fonds und Anſtalten ſteht dem Vorſtande des Vereins die Verwaltung 
und Aufſicht nur dann zu, wenn der Stifter dies ausdrücklich beſtimmt hat. 
Dieſelbe verbleibt ihm jedoch auch in Rückſicht von dergleichen Fonds, welche 
ſchon bisher von den jetzigen und früheren Synagagen- und Juden⸗Vorſtän⸗ 
den verwaltet und beaufſichtigt worden ſind. 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. Diejenigen, die dem An⸗ 
trage der Abth. beiſtimmen, würden das durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

MMajorität.) 5 

Referent (verlieſt): S- 25. „In Bezug auf den öffentlichen Unterricht 
gehören die ſchulpflichtigen Kinder der jüdiſchen Glaubensgenoſſen den ordent⸗ 
lichen Elementarſchulen ihres Wohnorts an. $. 26. Die jüdiſchen Glaubens⸗ 
genoſſen ſind ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Theilnahme an dem Un⸗ 
terrichte in der Ortsſchule während des geſetzlich vorgeſchriebenen Alters anzu⸗ 
halten, ſofern ſie nicht vor der Schulbehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder 
anderweitig durch häusliche Unterweiſung oder durch ordentlichen Beſuch einer 
anderen vorſchriftsmäßig eingerichteten öffentlichen oder Privat⸗Lehranſtalt eis 
nen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den Elementarkenntniſſen er⸗ 
halten.“ Gegen die 88. 25 und 26 findet die Abth. nichts zu erinnern und 
beantragt die Annahme derſelben. 5 

Dieſe Paragraphen werden ohne Diskuſſton angenommen, und der Res 
ferent lieſt den F. 27 des Geſetz-Entwurfs: „Befinden ſich an einem Orte 
mehrere chriſtliche Elementarſchulen, ſo bleibt den Regierungen überlaſſen, die 
jüdiſchen Einwohner nöthigenfalls nach Maßgabe der Ortsverhältniffe entwe⸗ 
der einer von dieſen Schulen ausſchließlich zuzuweiſen oder unter dieſelben 


nach einer beſtimmten Bezirks-Abgränzung zu vertheilen.“ Sodann das Gut⸗ 


achten ad §. 27: „Der Inhalt des 8.27 hat die lebhafteſten Reklamationen 
der Juden hervorgerufen; fie finden darin eine Wiederherſtellung des Ghetto, 
indem, wenn z. B. hier am Orte alle Kinder von Juden verpflichtet würden, 
in eine Schule zu gehen, welche in der Kochſtraße liegt, nothgedrungen auch 
die Eltern würden dahin ziehen müſſen, da die Kinder nicht täglich viermal 
allzuweite Wege, z. B. vom Oranienburger Thor nach der Kochſtraße, wür⸗ 
den gehen können; ſie finden ſich außerdem dadurch verletzt, daß durch dieſen 
Paragraph rückſichtlich der jüdiſchen Kinder der Schulbehörde größere Macht 
und Befugniffe zugeſtanden werden ſollen, als rückſichtlich der anderen Kinder. 
In der That iſt auch nicht abzuſehen, warum dies nöthig iſt. Die allgemein 
gültige Regierungs⸗Inſtruktion vom Jahre 1817 F. 18 Litt. K. (Geſetzſamml. 
pag. 260) legt der Schul-Abth. der Regierung das Recht bei, Schul⸗Sozie⸗ 
täten zu bilden und zu trennen, wo es entweder gewünſcht wird oder noth⸗ 
wendig erſcheint. Mit dieſer Beſtimmung iſt bisher ausgereicht worden und 
kann auch wohl künftig ausgereicht werden. Daß die jüdiſchen Kinder auch 
außer dieſen Fällen, des Wunſches oder der Nothwendigkeit, nach Wohlge⸗ 
fallen der Regierung ſollen vertheilt und untergeſteckt werden können, erſcheint 
allerdings für die Juden verletzend, und die Abtheil. trägt daher einſtimmig 
darauf an. den §. 27 ganz wegzulaſſen, indem die allgemeinen Geſetze bereits 
alles Nöthige e er — A 
Marſchall: Wer dem Antrage der Abtheilung bei ill, wi 
es durch Aufſtehen zu erkennen geben. Wee dee 
(Es wird dem Antrage der Abtheilung beigeftimmt.) 0 

RNeferent (verlieſt): §. 28. „Zur Theiluahme an dem chriſtlichen Res 
ligions-Unterrichte find die jüdiſchen Kinder nicht verpflichtet; eine jede Ju⸗ 
denſchaft ift aber verbunden, ſolche Einrichtungen zu treffen, daß es keinem 
jüdiſchen Kinde während des ſchulpflichtigen Alters an dem erforderlichen Re⸗ 
ligions⸗Unterrichte fehlt. Als beſondere Religionslehrer können nur ſolche 
Perſonen zugelaſſen werden, welche zur Ausübung eines Lehramtes vom Staate 
die Erlaubniß erhalten haben.“ Das Gutachten lautet: „Mit $- 28. iſt die 
Abtheilung und um fo mehr einverſtanden, als fe denſelben fo auslegt, daß 
die Kinder der Juden zwar nicht „verpflichtet“, aber mit Genehmigung ihrer 
Aeltern und Vormünder wohl befugt find, dem chriſtlichen Religions⸗Unter⸗ 
richt beizuwohnen; ſie ſtellt nur anheim, ob dies vielleicht bei der Redaction 
noch deutlicher auszusprechen fein möchte. Die Kinder der Juden zwangs⸗ 
weiſe von dem chriſtlichen Religions⸗Unterricht auszuſchließen, kann offenbar 
die Abſicht des Geſetzgebers nicht ſein. Eben ſo iſt die Abth. mit dem In⸗ 
halt dieſes Paragraphen dahin einverſtanden, daß den Juden nicht gerade 
die Anſtellung eines beſondern Religions-Lehrers als ein Zwang auferlegt wer⸗ 
den ſoll, wenn nur (wie der Paragraph angiebt) dafür geſorgt wird, 70 es 
Eben ſo iſt es 
gewiß angemeſſen, daß die Religions⸗Lehrer vom Staate geprüft werden und 
die zum Lehramt im Allgemeinen nöthigen Kenntniſſe nachweiſen müſſen. Ein 
Mehreres, namentlich der Nachweis der Kenntniſſe in jüdiſchen Glaubensſa⸗ 
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wird der Staat zwar nicht begehren, aber gewiß oft von den Ju⸗ 
den gewünſcht werden. Um nun in dieſer Beziehung, wenn ſolche Wünſche 
vorliegen, zur Erfüllung derſelben eine Gelegenheit zu geben, an wel⸗ 
cher es bisher in den meiſten Fällen fehlt, ſchlägt die Abtheilung einſtimmig 
vor, zu beſtimmen, daß die vorſtehend a 18— 22 konſtituirte Kommiſſton 
dergleichen Prüfungen jüdiſcher Neligions⸗Fehrer auf den Wunſch der Syna⸗ 
gogen Vereine vorzunehmen und über den Erfolg derſelben Beſcheinigungen zu 
ertheilen befugt ſein ſoll. Solche Beſcheinigungen werden dann ſelbſtredend 
keine offizielle Bedeutung haben und keine Staats⸗Approbation bekunden, da⸗ 
gegen aber doch vielleicht durch die Autorität der Mitglieder der Kommiſſion 
für den Verein von großem Werth und Bedeutung fein. Mit einem hierauf 
bezüglichen Zuſatz wird der F. 28 von der Abth. zur Annahme empfohlen. 
s wird alfo der Paragraph pure zur Annahme empfohlen. k 

Marſchall: Die Abth. hat keinen beſtimmten Vorſchlag gemacht, ſon⸗ 
dern nur den Beitritt zu ihrer Anſicht empfohlen, und die Faſſung der ſpä⸗ 
teren Redaktion des Geſetzes vorbehalten. Wir kommen zur Abſtimmung. Der 
Paragraph ſelbſt hat keine Bemerkung veranlaßt und iſt daher als angenom⸗ 
men anzuſehen, nur in Bezug auf den weiteren Vorſchlag iſt noch eine Ab⸗ 
ſtimmung erforderlich. Diejenigen alſo, die der Anſicht der Abıh. beitreten, 
werden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Der Vorſchlag wird angenommen) 

Referent (lieſt vor): „F. 29. Zu Unterhaltung von Ortsſchulen haben 
die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe 
mit den chriſtlichen Gemeindegliedern den Geſetzen und beſtehenden Verfaſſun⸗ 
gen gemäß beizutragen.“ F. 29. des Gutachtens: Eben fo der F. 29, deſſen 
Inhalt allgemein gültigen und gerechten Prinzipien entſpricht.“ „&. 30. Eine 
Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdiſchen Glaubens- 
genoſſen der Regel nach nicht verlangen; doch iſt den Juden geſtattet, in ei⸗ 
genem Intereſſe auf Grund diesfälliger Vereinbarung unter ſich mit Geneh⸗ 
migung der Schulbehörden Privat-Lehranſtalten nach den darüber beſtehenden 
allgemeinen Beſtimmungen einzurichten. Iſt in einem Orte oder Schulbezirke 
eine an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende chriſtliche und jüdiſche Be⸗ 
völkerung vorhanden, um auch für die jüdiſchen Einwohner ohne deren Ueber⸗ 
bürdung eine beſondere öffentliche Schule anlegen zu können, ſo kann, wenn 
ſonſt im allgemeinen Schulintereſſe Gründe dazu vorhanden find, die Abjon- 
derung der jüdiſchen Glaubensgenoſſen zu einem eigenen Schulverbande auf 
den Antrag des Vorſtandes der Judenſchaft angeordnet werden.“ „Gutachten 
ad $. 30. Daß es den Juden, welche in der Regel dem allgemeinen Schul⸗ 
verbande unterliegen, da, wo fie es wünſchen und Mittel dazu haben, geſtat— 
tet werde, ſich auf ihre Koſten eigene Schulen zu fliften, entſpricht den Grund⸗ 
ſätzen der Billigkeit und der Parität, und die Abth. empfiehlt daher dieſen 

aragraph, ſo wie die 88. 31 und 32, zur Annahme; ſie iſt aber auch ein⸗ 
5 der Anſicht, daß eine ſolche Bildung von beſonderen Schulen ſtets 
dem freien Willen anheimgegeben bleiben ſolle, und beantragt daher, daß den 
Juden durch das Geſetz auch die Befugniß vorbehalten werden folle, die 
Sonderſchule jeder Zeit wieder aufzugeben und ſich der oder den allgemeinen 
allgemeinen Ortsſchulen wieder anzuſchließen, ſobald auch nur die anderer- 
ſeits Betheiligten damit einverſtanden find, und ohne daß der Regierung da⸗ 
gegen ein Widerſpruchsrecht zugeſtanden wird.“ N " 

Marſchall: Es if, wenn keine Bemerkung gemacht wird, zum näch— 

en Paragraphen überzugehen. 2 

1 3 (lieſt vor): §. 31. Die Regierung hat in ſolchem Falle über 
die beabſichtigte Schultrennung und den dazu entworfenen Einrichtungsplan 
die Kommunal⸗Behörde des Orts und die übrigen Intereſſenten mit ihren 
Erklärungen und Anträgen zu vernehmen. F. 32. Ergiebt ſich hierbei ein 
allſeitiges Einverſtändniß über die Zweckmäßigkeit der Schul-Abtrennung und 
über die Bedingungen der Ausführung, ſo iſt die Regierung befugt, die ent⸗ 
ſprechenden Feſiſetzungen und Einrichtungen unmittelbar zu treffen. Im Falle 
obwaltender Differenzen bleibt die Entſcheidung dem Miniſter der geiſtlichen 
2. Angelegenheiten vorbehalten.“ §. 31 und 32 werden ohne Erinnerung 
zur Annahme empfohlen. c i 

(Es wird dagegen keine Bemerkung gemacht, und find deshalb die Pa— 
ragraphen als angenommen zu betrachten.) “ 

Referent verlieft: „§. 33. Eine ſolche, nach 8§. 30—32 errichtete jü⸗ 


chen, 


diſche Schule, in welcher die Unterrichtsſprache die deutſche fein muß, hat die 


Eigenſchaften und Rechte einer öffentlichen Ortsſchule. Insbeſvndere gelten 
dabei folgende nähere Veſtimmungen: a) Die Errichtung und Unterhaltung 
dieſer Schule liegt in Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung den 
jüdiſchen Einwohnern des Schulbezirks ganz allein ob. Die Aufbringung der 
erforderlichen Koſten wird nach Maßgabe der Beſtimmung der §. 23. bewirkt. 
bp) Wo die Unterhaltung der Orts⸗Schulen eine Laſt der bürgerlichen Ges 
meinde iſt, haben die jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Falle der Errichtung 
einer eigenen öffentlichen Schule eine Beihülfe aus Kommunalmitteln zu for= 
dern, deren Höhe, unter Berückſichtigung des Betrages der Kommunal: Ab⸗ 
gaben der jüdiſchen Einwohner, der aus den Kommunalkaſſen für das Orts⸗ 
ſchulweſen ſonſt gemachten Verwendungen und der Erleichterung, welche dem 
Kommunal⸗Schulweſen aus der Vereinigung der jüdiſchen Kinder in eine be— 
ſondere jüdiſche Schule erwächſt, zu bemeſſen und in Ermangelung einer güt⸗ 
lichen Vereinbarung von den Miniſtern der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und 
des Innern feſtzuſetzen iſt. c) Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen werden, wenn 
ſie eine öffentliche füdiſche Schule unterhalten, ſowohl von der Entrichtung 
des Schulgeldes, als auch von allen unmittelbaren, perſönlichen Leiſtungen 
zur Unterhaltung der ordentlichen Ortsſchulen frei. d) Der Beſuch der öf⸗ 
fentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jüdiſchen Kinder beſchränkt.“ Das 
Gutachten lautet: „F. 33. Der Inhalt des $. 33 ergiebt ſich aus allgemein 
gültigen billigen Grundſätzen, und ſchlägt die Abtheilung vor, denſelben un⸗ 
verändert anzunehmen. Die Abtheilung iſt auch damit einerſtanden, daß — 
(F. 33 ad d) — die jüdiſchen Schulen nur von Kindern dieſer Konfeſſton 
beſucht werden dürfen.“ 

Prinz Biron v. Eurland: In den Motiven zu $. 33 heißt es: „Es 
folgt hieraus, daß die an öffentlichen Schulen ſungirenden jüdiſchen Lehrer 
auf diejenigen Vorrechte, welche den chriſtlichen Lehrern zustehen, wie auf der 
Befreiung von der Zahlung der Klaſſenſteuer und von den Ko 


ſond mmunallaſten, 
keinen Anſpruch zu machen haben. Eines beſonderen Vorbehaltes bedarf es 


indeß in dieſer Beziehung nicht, weil die jüdiſchen Lehrer, auch wenn ſie an 


öffentlichen jüdiſchen Schulen angeſtellt ſind, nicht den Charakter als mittel⸗ 
bare Staatsbeamte haben. Dagegen verſteht es ſich von ſelbſt, daß die an 
öffentlichen jüdiſchen Schulen angeſtellten Lehrer nicht willkürlich entlaſſen 
werden dürfen, ſondern ſo lange als öffentliche Elementarlehrer anzuſehen 
ſind, bis die Regierung ſich veranlaßt ſieht, ihre Entlaſſung im verfaſſungs⸗ 
mäßigen Disziplinarwege auszuſprechen. Es fragt ſich, ob der jüdiſche Re⸗ 
ligions-Unterricht in den Lehrplan den öffentlichen jüdiſchen Schulen aufge⸗ 
nommen werden darf, oder ob derſelbe den jüdiſchen Gemeinden zur beſonde⸗ 
ren Veranſtaltung überlaffen bleiben ſoll? Streng genommen, iſt die Aus⸗ 
ſchließung des Religions⸗Unterrichts von dem Lehrplan der für jüdiſche Glau⸗ 
bensgenoſſen beſtimmten öffentlichen Ortsſchulen lediglich eine Folge des all⸗ 
gemeinen Grundſatzes über das Verhältniß der Juden als einer blos geduldeten 
Religionsgeſellſchaft, von welchem Grundſatze es abzuweichen ſcheint, wenn 
in der Elementarſchule, als einer zu öffentlichen Rechten beſtehenden Anſtalt, 
auch der jüdiſche Religions-Unterricht ertheilt wird. Es war hierbei indeß 
ſchon immer vorausgeſetzt, daß die Juden ſich des Lokals und des Lehrer⸗ 
Perſonals der Elementarſchule auch zu den Privat⸗Lehrſtunden in der Reli⸗ 
gion, in einer praktiſch ſonach ziemlich auf daſſelbe hinausgehenden Art, be⸗ 
dienen könnten und würden. Um ſo weniger ſcheint es einem Bedenken zu 
unterliegen, daß, nachdem inmittelſt auch in einem Spezialfalle mit einer Ab⸗ 
weichung von jenem Grundſatze vorgegangen iſt, die Aufnahme des Religions⸗ 
Unterrichts in den Lehrplan einer öffentlichen jüdiſchen Schule, ohne aus⸗ 
drückliche Beſtimmung hierüber in dem zu erlaſſenden Geſetze, nachgegeben 
werde. Endlich iſt noch zu bemerken, daß die beſonderen jüdiſchen Schulen na⸗ 
mentlich auch in Betreff des Schulzwanges, dieſelbe Behandlung wie die chriſtli⸗ 
chen Schulen werden zu erwarten haben.“ Ich wollte den Antrag ſtellen, ob nicht 
den jüdiſchen Lehrern auch die Rechte zugeſtanden werden dürften, die den 
chriſtlichen Lehrern zuſtehen. Ich habe mich in der Abtheilung mit meinem 
Antrage in der Minorität befunden, ein verehrter Freund war mir damals 
beigetreten, und ich vermiſſe leider in dem Gutachten der Abtheilung die Er⸗ 
wähnung dieſes Paſſus. Ich glaube, es liegt in der Gerechtigkeit, daß den 
jüdiſchen Lehrern auch die Vorrechte zu Theil werden, welche die chriſtlichen 
Lehrer zu beanſpruchen berechtigt ſind. Ich trage demnach darauf an, daß 
die jüdiſchen Lehrer von der Klaſſenſteuer und den Kommunallaſten gleich den 
anderen Lehrern befreit ſein möchten. 
Marſchall: Es fragt ſich, ob der Antrag Unterſtützung findet? 
(Wird hinreichend unterſtützt.) f 
Referent: Der Antrag iſt alſo gerichtet? Wenn ich bitten dürfte, ihn 
nochmals vernehmen zu können. 
Prinz Biron v. Curland: Auf Befreiung der jüdiſchen Lehrer von 
der Klaſſenſteuer und den Kommunallaſten gleich den anderen Lehrern. 
Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung, und zwar zuerſt über den. 
Antrag der Abth., welcher dahin geht, den Paragraphen des Geſetzentwurfs 
anzunehmen. Es iſt keine entgegenſtehende Bemerkung gemacht, und der Pas 
ragraph wird als angenommen zu betrachten ſein. Es wird nun die Abſtim⸗ 
mung erfolgen über den Vorſchlag, der von dem Prinzen Biron gemacht iſt, 


und diejenigen, die dieſem Vorſchlage beitreten wollen, würden dies durch 
Aufſtehen zu erkennen geben. (Es ergiebt ſich reine Majorität dafür) 


Referent (lieſt vor): „§. 34. Nach vollendeter Schulbildung der jüdi⸗ 
ſchen Knaben haben die Vorſteher der Judenſchaft unter eigener Verantwort⸗ 
lichkeit dafür zu ſorgen, daß jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne oder 
ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Berufe widme, und das 
keiner derſelben zum Handel oder Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht 
werde. Sie haben ſich deshalb zuerſt mit den Vätern oder Vormündern zu 
vernehmen; wenn aber auf dieſem Wege der Zweck nicht erreicht wird, ſo 
haben fie ihre Anträge an den betreffenden Magiſtrat, reſp. an den Kreis⸗ 
Landrath zu richten, welcher die Väter oder Vormünder, Letztere unter Vers 
nehmung mit der oberen vormundſchaftlichen Behörde, anzuhalten hat, daß 
den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen wiſſenſchaftlichen oder 
künſtleriſchen Beruf, oder für den Betrieb des Landbaues oder eines anderen 
ſtehenden Gewerbes zu Theil werde.“ Gegen die nach dem Geſetzentwurf be⸗ 
abſichtigte Faſſung des §. 34. haben ſich wiederum vielfache Bedenken erho⸗ 
ben. Man findet darin wieder eine Heranziehung des Vorſtandes der Vereine 
zu bürgerlichen, faſt polizeilichen Geſchäften und eine Verletzung der Rechte 
der Eltern, über die Zukunft ihrer Kinder zu beſtimmen. Man glaubt, daß 
die Vorſtände dieſe Verpflichtung doch ohne Liebe erfüllen werden, und daß 
dann ein erheblicher Erfolg nicht zu hoffen ſei. Dieſe Gründe haben auch die 
Minorität der Abth. veranlaßt, auf Weglaſſung dieſes ganzen Paragraphen 
anzutragen. Die Majorität von 5 gegen 2 Stimmen hat ſich jedoch dieſem 
Antrage nicht angeſchloſſen; fie hat erwogen, daß das Geſetz von 1833 für 
das Großherzogthum Poſen, §. 13, eine ähnliche Beſtimmung enthält, und 
Gelegenheit gefunden, ſich darüber zu informiren, daß dieſe Veſtimmung dort 
günſtige Erfolge gehabt hat; ſie hat ferner erwogen, daß dieſer Paragraph 
von dem Vorſtande des Vereins doch eigentlich nichts als Rath und morali⸗ 
ſche Einwirkung verlange, welcher von einer Stelle, welche religiöfe und 
Schul-Intereſſen verwalte, wohl begehrt werden könne; fie hat ſich aber frei⸗ 
lich auch nicht verhehlt, daß die beabſichtigte Faſſung dieſes Paragraphen kei⸗ 
ne ganz glückliche ſei, und theilweis zu den Erinnerungen Veranlaſſung ge⸗ 
geben habe, welche dieſe Geſetzes-Stelle hervorgerufen hat. Die Maßſorität 
der Abtheilung ſchlägt daher vor, dieſen Paragraphen zwar beizubehalten, 
deſſen erſten Satz aber möglicherweiſe dahin zu faflen: „Nach vollendeter 
Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vorſteher des Vereins durch 
Rath und Zuſpruch dahin zu wirken, daß jeder Knabe ein nützliches Gewer⸗ 
be erlerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Verufe 
widme, und daß keiner derſelben zum Gewerbe-Betrieb im Umherziehen ge⸗ 
braucht werde.“ Sie haben ſich (u. ſ. w.)“ 

Marſchall: Diejenigen, welche dem Antrage der Abtheilung beitreten, 
würden dies durch Aufſftehen zu erkennen geben. 3 
(Eine eis entſcheidet ſich für die Annahme.) 

Referent: Der nächſte Paragraph führt uns auf ein weites — 
welches wir heute kaum zu Ende bringen werden. Er betrifft die Zulaſſung 
der Juden zu öffentlichen Aemter. F. 35. Zu unmittelbaren Staats⸗Aemtern 
ſollen die Juden inſoweit zugelaſſen werden, als fie ſich durch den Dienft im 
ſtehenden Beere verfaſſungsmäßig Civil⸗Verſorgungs⸗Anſprüche erworben 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 5 
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haben und mit den ihnen zu übertragenden Civil⸗ und Militairdienſten 
nicht die Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität verbunden iſt. §. 35. des 
des Gutachtens. „Der F. 35. des Geſetzes iſt wohl der wichtigſte, aber auch 
zugleich beſtrittenſte und vielleicht ſchwierigſte des vorliegenden Geſetzes. Der⸗ 
ſelbe ſpricht aber von mehreren Gegenſtänden, welche beſonders abgehandelt 
werden müſſen. 1) Von der Zulaſſung der Juden zum Staatsdienſt (abge⸗ 
ſehen von Lehr⸗ und Schul⸗Aemtern); 2) von deren Zulaſſung zu mittelba⸗ 
ren Staats- und Kommunal⸗Aemtern; 3) von deren Beſtellung zu Schieds⸗ 
männern und Juſtiz⸗Kommiſſarien; 4) von deren Zulaſſung zu akademiſchen 
Lehr⸗Aemiern und endlich 5) von deren Ernennung oder Wahl zu Lehrern 
bei Gymnaſien und Schul⸗Anſtalten. Die Anſichten hierüber ſind in der Ab⸗ 
theilung getheilt geweſen; die Minorität if der Anſicht, daß die Juden zu 
allen Militair⸗ und Civil⸗Aemtern zugelaſſen werden könnten und ſollten, in⸗ 
fofern ſolche nicht die chriflliche Kirche tangiren; ſie begründet dies dadurch, 
daß im letzten Freiheitskriege bekanntlich einige Juden zu Offizieren befördert 
worden ſind und theilweiſe noch jetzt als ſolche in der Armee dienen. Die 
Minorität folgert hieraus, daß, wer zum Offizier im Kriege tauglich ſei, 
auch zu allen Aemtern befähigt erſcheinen müſſe; fie behauptet ferner, daß es 
vom ſittlichen Standpunkte aus nicht gerechtfertigt erſcheine, einen Staats⸗ 
bürger von der Ausübung ſeiner Rechte, ſeines Glaubens wegen, auszuſchlie⸗ 
fen. Im Gegenſatz dieſer Anſicht hält es die Majorität der Abtheilung nicht 
für thunlich, den Juden, abgeſehen von den Militair⸗Verſorgungs⸗ Poſten, 
Staats⸗Aemter, und namentlich ſolche mit richterlicher, polizeilicher oder exe⸗ 
kutiver Gewalt, zu übertragen. Der ganze Preußiſche Staat und deſſen 
Verwaltung beruht auf Grundſätzen, welche unverkennbar aus dem Chriſten⸗ 
thum hergeleitet ſind; an dieſer Regierung Männer Theil nehmen zu laſſen, 
welche einer Religions⸗Partei angehören, deren Grundſätze der Mehrzahl der 
Einwohner des Preußiſchen Staats fremd ſind, erſcheint nicht thunlich; die 
chriſtliche Bevölkerung möchte ſich auch ungern eine jüdiſche Obrigkeit gefallen 
laſſen. Alle Handhabung der Obrigkeit muß wohl in unſerem Lande, wel⸗ 
ches neben 206,000 Juden von circa 15,000,000 Chriſten bewohnt wird, auf 
der Grundlage der chriſtlichen Lehre und Moral beruhen, auf der Lehre: 
daß man auch dem Feinde vergeben und ihm wohlthun ſoll. — Ob die Ju⸗ 
den ſich auch zu dieſer Lehre bekennen, iſt Manchen zweifelhaft, noch Meh⸗ 
reren unbekannt. Außerdem ſteht jetzt bei uns die Staats⸗Verwaltung noch 
in vielfacher unmittelbarer Beziehung zur evangeliſchen oder katholiſchen Kir⸗ 
che, und die Verhältniſſe der konfeſſtonellen Elementarſchulen ſtehen mit der 
Kirche in enger Verbindung. An den Functionen dieſer Art kann doch wohl 
ein Jude nicht Theil nehmen; ein jüdiſcher Landrath würde bei allen Aufträ⸗ 
gen in Kirchen⸗ und Schulſachen eines Vertreters bedürfen, ein jüdiſcher Re⸗ 
gierungs⸗Rath faſt in jeder Sitzung wegen des Vorkommens von Vorträgen 
dieſer Art das Zimmer verlaſſen oder ſich des Stimmens enthalten müſſen. 
Noch höhere jüdiſche Beamte könnten möglicherweiſe ihr Anſehen dazu brau⸗ 
chen, die Intereſſen des jüdiſchen Glaubens zu fördern, und damit möchten 
die 15 Millionen chriſtlicher Unterthanen ſchwerlich zufrieden ſein. Ferner 
bleibt zu beachten, daß in der jetzigen Preußiſchen Monarchie keine Büreau⸗ 
He aft mit abfegbaren Beamten beſteht, die unbedingt den Befehlen der 
Vorgeſetzten gehorchen müſſen. In unſeren richterlichen und adminiſtrativen 
Kollegien entſcheidet das Votum, was ſich kaum immer von perſönlichen An⸗ 
ſichten frei erhalten läßt. In Nord-Amerika iſt die Verwaltung des Staats 
gänzlich von den kirchlichen und Schul-Verhältniſſen geſondert, im Preußi⸗ 
ſchen Staate verhält ſich dies anders, und kann ſo leicht nicht geändert wer⸗ 
den. Unter den obwaltenden Verhältniſſen muß es daher unthunlich erſchei⸗ 
nen, hier bei uns die Chriſten durch Juden regieren zu laſſen Zieht man 
die Verhältniſſe des Heeres in Erwägung, ſo find alle Beförderungen in die⸗ 
ſem lediglich Sache des Landesherrn. Hat dieſer in einzelnen Fällen tapfere 
oder verdiente Juden zu Offizieren befördert, jo ſteht es ihm ſelbſtredend frei, 
dies auch künftig wieder zu thun, ein Zuſatz zu vorliegendem Geſetz kann 
hierüber nichts beſtimmen, weder Anſprüche geben, noch nehmen. Aus die⸗ 
ſem Grunde ſcheint es nach der Anſicht der Majorität der Abtheilung am 
beſten, wenn das Geſetz über die Beförderung von Juden zu Militair⸗Char⸗ 
gen weder poſitiv noch negativ etwas enthält. Es erſcheint der Abtheilung 
außerdem der Ausdruck: „Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität”, zu un⸗ 
beſtimmt und zu weitgreifend, und es ſchlägt dieſelbe daher vor, den Satz 
wegen Zulaſſung von Juden zum Staatsdienſte fo zu faſſen: „Zu unmittel⸗ 
baren Staats⸗Aemtern follen die Juden nur inſoweit zugelaſſen werden, als 
fie ſich durch den Dienſt im ſtehenden Heere verfaſſungsmäßig Civil-Verſor⸗ 
gungs⸗Anſprüche erworben haben, und mit den ihnen hiernach zu übertragen- 
den Aemtern, nicht die Ausübung einer richterlichen, polizeilichen oder exeku⸗ 

tiven Gewalt verbunden iſt.““ f N a 
Marſchall: Die Berathung wird ſich zunächſt auf dieſen erſten Satz 
u beſchränken haben. 8 * 
: ——. Ich habe eswas hinzuzufügen: Es iſt öfter geſagt wor⸗ 
den: Wenn man den Juden auch Anſtellungs⸗Fähigkeit zugeſteht, fo iſt es 
darum noch nicht nothwendig, daß er auch wirkliche Anſtellungen erlange, 
die anſtellende Behörde behält ja die Sache in der Hand. Darauf iſt meine 
Antwort die: wenn die Beſtimmung des Geſetzes fo gemeint wäre, daß man 
ſie nich anſtellen will, und ihnen durch das Geſetz nur Hoffnungen erwecken, 
die man nicht erfüllen will, ſo würde ich dieſen Grundſätzen nicht beitreten 
und es für beſſer halten, auch ſolche Hoffnungen nicht zu geben. Wenn das 
Geſetz den Anſpruch auf Anſtellungen enthält, fo glaube ich, daß man fie 
auch wirklich anſtellen muß, und bin auch der Meinung, daß jene Vertrö⸗ 
ſtung praktiſch und wirkſam fein wird. IR den Juden die Anſtellungs⸗Fä⸗ 
higkeit zugeſtanden, ſo werden fie auch Mittel und Wege finden, um der⸗ 
gleichen wirklich zu erlangen. N 
ürſt Lynar: Indem ich mich auf den leitenden Grundſatz des Geſetz⸗ 
Entwurfs berufe, nämlich auf den: „gleiche Pflichten, gleiche Rechte“ — 
kann ich mich nur zu der Anſicht bekennen, daß — da mein Antrag auf 
vollkommene Emantipation zurückgewieſen worden iſt — wir den Juden, vor⸗ 
läuſig wenigſtens, einen Theil der politiſchen Rechte zu gewähren haben und 
wit uns damit einverſtanden erklären müffen, daß fie auch zu Aemtern, mit 
welche eine obrigkeitliche Gewalt verbunden it, befähigt fein ſollen. Ich weiß, 
daß die Zuſammenſtellung der Worte: „Juden und politiſche Rechte“, vielen 


Widerſprch finden werde, daß man bei Nennung derſelben die Juden im 
Geiſte ſchon vor ſich ſieht als Magiſtrats⸗Mitglieder, Richter, Landräthe, ja 
ſogar als Landtags⸗Deputirte, oder als die höchſten Staatsbeamten „welche 
ihren Sitz auf der hochverehrten Miniſterbank, mir gegenüber, einnehmen; 
allein ich gebe zu bedenken und wiederhole, was der verehrte Herr Referent 
bereits geſagt hat: wie dadurch, daß wir den Juden politiſche Rechte einräu⸗ 
men, ſolche noch nicht zu Richtern, zu Landräthen, zu Deputirten oder ſo⸗ 
gar zu Miniſtern gemacht werden, daß hierzu eine Wahl, aus dem Vertrauen 
ihrer Mitbürger hervorgehend, eine ganz beſondere Befähigung oder der Aller⸗ 
höchſte Wille des Monarchen erforderlich ſei. Unter ſolchen Vorausſetzungen 
aber kann ich nicht einſehen, wie ſelbſt die höchſte Stellung, welche ein Jude 
einnehmen könnte, dem Lande nachtheilig werden dürfte; ja ein Jude, der 
ſich zu dieſer Höhe emporſchwänge, wäre gewiß ein fo ausgezeichneter Menſch, 
daß ſelbſt das Vorurtheil ihm Anerkennung nicht verſagen würde. Denken 
wir uns den Fall, daß ein Nathan der Weiſe in dieſer Zeit erſtände, 
das Vertrauen unſeres Königs ihm einen Platz auf der hohen Miniſterbank 
anwieſe, und er uns in einer Toleranz⸗Frage von dieſer Stelle aus die ſchöne 
Fabel von den drei Ringen erzählte, würden wu ihm nicht mit begeiſtertem 
Wohlgefallen zuhören, würde es dem Lande Gefahr bringen, wenn dieſer 
Weiſe den Rathgebern der Krone zugeſellt würde? 

Geh. Regierungs⸗Rath Schröner: Ich wollte mir die 
lauben, daß nach dem Vorſchlage des geehrten Herrn, welcher ſo eben ge⸗ 
ſprochen hat, es den Anſchein gewinnt, als wenn davon auszugehen ſei daß 
bei der Anſtellung im Staatsdienſt immer noch ein beſonderes Vertrauen hin⸗ 
zukommen müſſe. Ein Vextrauen wird allerdings vorausgeſetzt. Nach der 
Verfaſſung aber, welcher gemäß die Beamten bei uns zu Aemtern gelangen, 
gebt ein Jeder, der unbeſcholten iſt, deſſen Führung keine Veranlaſſung zu 
Tadel gegeben hat, nach genügender Vorbereitung und feſtgeſtellter Befähigung 
ohne Weiteres in eine amtliche Stellung über, ohne daß annoch ein beſonde⸗ 
res Vertrauen hinzukommen müßte. Sonach würde beiſpielsweiſe ein Jude, 
welcher fein Reſerendariats- und fein. Aſſeſſoriats⸗Examen beſtanden, bei un⸗ 
tadelhafter Führung in ein Richter⸗Kollegium eintreten, ohne daß es eines 
obwaltenden beſonderen Vertrauens bedürfte. f 100 

Graf Dyhrn: Ich glaube, wenn ich den verehrten Redner verſtanden 
habe, daß er hier ſchon vorgegriffen hat. Es iſt hier blos von Staatsämtern 
die Rede. Von den Aemtern, welche ſie durch das Vertrauen ihrer Mitbür⸗ 
ger bekommen haben, wird erſt weiter unten die Rede ſein. Ich frage, ob 
dieſe Trennung nicht gemacht worden iſt. f 

Marſchall: So iſt es. Der erſte Satz des Paragraphen iſt zur Be⸗ 
rathung geſtellt. 

Graf Dyhrn: Ich habe Alles vernommen, was gegen die Zulaſſung 
der Juden zu Staats⸗Aemtern geſagt werden kann, ſchließe mich aber doch 
der Minorität vollkommen an, und ganz kurz blos darum, weil ich nicht zu⸗ 
geben kann, daß, wie ſelbſt im Gutachten der Abtheilung, wenn auch noch 
ſo leiſe, doch angedeutet wird, ſich 15,000,000 vor 206,000 je zu fürchten 
haben ſollten. Wenn ich die Ueberzengung habe, daß es der alleinige Gang 
der Weltgeſchichte iſt, die Wahrheit zur Erſcheinung zu bringen, dann kann 
ich, oyne meine Meinung um geringſten aufzugeben, wahrhaft tolerant ſein, 
dann kann ich aber allen Meinungen um mich herum Raum geben, damit 
in ihrem Kampfe die Wahrheit erſtehe und zur Erſcheinung komme. Darum 
glaube ich, meine Herren, können wir ganz ohne Furcht gegen die Juden in 
dieſem höheren Sinne des Wortes tolerant ſein; wir können ihnen Raum 
geben, daß fie mit uns auf gleichem Felde, mit gleichen Waffen den Kampf 
beſtehen, und ich wenigſtens, meine Herren, bin gar nicht zweifelhaft, wem 
der Sieg gehören wird! (Mehrere Stimmen: Schön! Schön!) 

General⸗Lieutenant v. Coſel: Ich habe mir die gehorfame Bemerkung 
erlauben wollen, daß den in der Armee dienenden Juden ſchon gegenwärtig 
das Recht gegeben worden iſt, zu Unteroffizieren ernannt werden zu können; 
zu Offizieren dürfen ſie nicht befördert werden, da ihnen das Recht zu Staats- 
. Ertrag 1120 10 nicht zugeht. Sollte dieſe Schranke fal⸗ 
en, dann dürfte allerdings kein triftiger Grund * 
zier⸗Laufbahn auszuicliehen. j ee e HOT: 

Graf v. Burghaus: Ich kann mich nur gegen die Julaſſung der 
Juden zu Staats⸗Aemtern erklären, und zwar Ab e en daß 
die 15,000,000 chriſtlichen Einwohner die 206,000 Juden zu fürchten hätten, 
ſondern weil ich glaube, daß wir, die wir berufen find, ein gewiſſenhaftes 
Gutachten abzugeben, wohl die Meinungen und Anſichten dieſer 15,000 Ein⸗ 
wohner zu berückſichtigen und zu ehren haben werden. Ich glaube aber, daß 
es in — . — Fe ungünfligen Eindruck machen würde, 
wenn, nachdem ſo viel für Emancipation der { i 
noch zu een ei ſſen wollten. eee 

Graf Solms Baruth: Wir leben in einem chriſtlichen Staat, und 
ich glaube, es iſt unſere Pflicht, von dieſem Sethe a den Gegen⸗ 
ſtand zu betrachten. Aus dieſem Grunde würde ich für die Zulaſſung der 
Juden nur in bedingter Art zu allen hier in Rede ſtehenden Staats⸗ und 
anderen Aemtern meine Zustimmung geben. a 

Graf Pork: Ich glaube „daß mein Standpunkt dem verehrten Red⸗ 
ner, der früher als mein Freund aus Schleſten ſprach, beſſer ufagen wird, 
denn ich bin nicht tolerant in Glaubensſachen, in religiöfen An chten. Mei⸗ 
ner Anſicht nach, iſt aber das Religiöſe vom Staate ſehr zu ſcheiden. Der 
Staat ruht, meiner Ueberzeugung nach, auf dem ſittlichen Prinzip, aber 
nicht auf dem religiöſen. Er iſt baſirt auf dem Prinzip der Gerechtigkeit, 
und darum will ich meinen jüdiſchen Mitbürgern jedes Recht gewähren, deſ⸗ 
ſen 8 chriſtlichen 1 8776 „ ſind. £ 

Staats⸗Miniſter Eichhorn: habe geſtern allerdings 
es die Abſicht des Gouvernements fei, den d der Juben . 
zu verbeſſern. Dieſe Tendenz hat das Goubernement ſchon vor dem Jahre 

2 gehabt, wenngleich es früher ſeine Abſicht nur unvollkommen erreichen 
konnte. Bei Abfaſſung des jetzt vorliegenden Geſetzentwurfs iſt die Tendenz 
geweſen, wo möglich über die Zugeſtändniſſe hinauszugehen, die das Geſetz 
von 1812 wirklich hat ins Leben kreten laſſen. Das Gouvernement hat die 
Abſicht abſolute Grenzen für die Verbeſſerung des Zuſtandes der Juden zu 
fegen. Es iſt aber für daſſelbe noch nicht der Zeitpunkt gekommen, wo es 
ſagen könnte: „Wenn ich dem Juden die politiſchen Rechte gebe, ſo handle 
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daß 
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ich in Uebereinſtimmung mit dem Geiſte des ganzen Volkes.“ Die Königliche 
Regierung würde vielleicht etwas thun, was der Auffaſſung einzelner, vor⸗ 
trefflicher Männer entſpricht, die ſich auf dieſem Gebiete ihre beſondere An⸗ 
ſicht gebildet haben. Sie würde aber glauben im Widerſpruch mit dem zu 
handeln, was das Volk will und bedarf. Sie würde glauben, ihm etwas auf⸗ 
zudringen, was es nicht wünſcht. 1 

Referent: Will man einmal den Juden alle Staats⸗Aemter eröffnen, 
ſo muß auch zugegeben werden, daß dies, da der Kultus⸗Miniſter nicht 
Geiſtlicher iſt, — weder evangeliſcher noch katholiſcher — an ſich nicht als 
unthunlich bezeichnet werden kann. Ich glaube aber doch, daß unter den 15 
Millionen christlichen Einwohnern die Mehrzahl eine ſolche Amts⸗Uebertra⸗ 
gung ſehr übel aufnehmen und daß es allgemin einen ſehr ungünſtigen Ein⸗ 
druck machen würde, wenn wir vielleicht bald einmal einen jüdiſchen Kul⸗ 
tus⸗Miniſter hätten. (Heiterkeit in der Verſammlung.) 

Graf von Zieten: Um mich kurz zu faſſen, will ich den kirchlichen und 
ſittlichen Boden verlaffen und mich nur auf den praktiſchen Standpunkt ſtellen, 
und da ſehe ich nicht ab, warum die Juden zu unmittelbaren Staats⸗Aemtern 
zugelaſſen werden ſollen, ſo lange ſich unter den 15 Million Chriſten noch 
hinlänglich taugliche Subjekte zur Beſetzung dieſer Aemter vorfinden. 

Regierungs⸗Kommiſſar Schröner: Hinſichtlich der praktiſchen Aus füh⸗ 
rung bei Zulaſſung der Juden zum Richter-Amte möchte noch darauf auf⸗ 
merkſam zu machen fein, daß es eine nicht wohl zu beſeitigende Schwitrig⸗ 
keit haben dürfte, wenn ein Richter jüdiſchen Glaubens einem chriſtlichen Zeus 
gen den Eid mit der chriſtlichen Bekräftigungs⸗Formel abnehmen ſollte 

Graf v. York: Es if von dem Referenten bemerkt worden, daß, 
wenn wir den Juden große Rechte ertheilen würden, dies nicht allgemein ge⸗ 
billigt werden würde, es tft mir aber erinnerlich, daß von mehreren Provin⸗ 
zial⸗Landtagen des Jahres 1845 bereits auf völlige Emancipation angetragen 
wurde, und ich glaube, daß, wenn ein Provinzial⸗Landtag auf dergleichen 
entſcheidende geſetzliche Maßregeln anträgt, er ſich auch vorher genau unter⸗ 
richtet haben und der allgemeinen Meinung verſichert halten muß, um nichts 
zu thun, was gegen die allgemeine Anſicht und den allgemeinen Wunſch ſpricht. 

Marſchall: Der Antrag der Abth. geht dahin, daß der §. 35 ange⸗ 
nommen werde mit der Abänderung, daß ſtatt der Worte vobrigkeitlichen 
Autorität“ geſagt werde: „richterlichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt. 
(Der Referent verlieſt die Faſſung noch einmal.) Es würden alſo diejenigrn, 
welche dem Antrage der Abth. beiſtimmen, dies durch Aufſtehen zu erkennen 
geben. (Der Antrag wird durch Majorität angenommen.) Die Fortſetzung 
der Berathung wird zur nächſten Sitzung zu verſchieben ſein, welche morgen 
10 Uhr ſtattfinden wird. Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 44 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 17. Juni. 

Die Sitzung beginnt unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchalls v. Rochow 
10 Minuten nach 10 Uhr. Als Secretaire fungiren die Abgeordneten Frhr. 
von Waldbott und Siegfried. 

Marſchall: Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlefen. Da 
nichts bemerkt wird, fo iſt das Protokoll hierdurch genehmigt. N 

Abg. Dittrich: Der Herr Landtags⸗Marſchall hat angeordnet, daß die 
Mitglieder der hohen Verſammlung diejenigen Petitions-Anträge zur Sprache 
bringen möchten, deren beſchleunigte Berathung gewünſcht wird. Ich habe 
mir erlaubt, darüber ein Verzeichniß zu fertigen, und werde das vorleſen. 
Es ſind das die Anträge auf: 1) Preßfreiheit, 2) Oeffentlichkeit der ſtän⸗ 
diſchen Verhandlungen, 3) auf Erweiterung der Wählbarkeit zu Landtags⸗ 
Abgeordneten, 4) das Recht der Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats, 5) auf 
Declaration der Geſetze vom 29. März 1844, betreffend das gerichtliche und 
das Disziplinar- Strafverfahren gegen richterliche Beamte, 6) Reform des 
Vormundſchaftsweſen, 7) auf Amneſtie derer, welche ſich an den letzten Un⸗ 
ruhen in den ehemals polniſchen Provinzen betheiligt haben, 8) Vorlegung 
und Emanation der neuen Konkurs-Ordnung, 9) wegen Beſchränkung des 
Hauſirgewerbes, 10) Revifion des Zoll⸗Tarifs, 11) Erlaß des Handels⸗ 
Geſetzbuches und der Wechſel⸗-Ordnung, 12) Vorkehrungen gegen die Wieder⸗ 
kehr des allgemeinen Nothſtandes, 13) auf Verhinderung der zahlreichen 
Auswanderungen, 14) Erlaß einer Verordnung zum Schutze der Gläubiger 
der aus dem preußiſchen Unterthanen⸗Verbande Auswandernden, 15) wegen 
des unentgeltlichen Schnee-Auswerſens auf den Chauſſeen; 16) Aufhebung 
der geheimen Konduitenliſten, 17) Einführung einer Landgemeinde⸗Ordnung, 
18) Errichtung eines Kredit⸗Inſtituts für alle Ackerbeſitzungen im Stande 
der Landgemeinden, 19) Gründung eines Pfandbriefes oder Kredit-Syſtems 
für die Städte. Ich bitte den Herrn Landtags⸗Marſchall, ohne Debatte 
darüber abſtimmen zu laſſen, welcher dieſer Anträge zuerſt in Berathung ger 
zogen werden ſoll. (Mehrere Stimmen: Das geht nicht.) 

Marſchall: Es könnte nun ein Antrag nach dem anderen zur Ab⸗ 
fimmung gebracht werden. (Viele Stimmen: Nein, nein!) Es würde ſich 
darum fragen, ob der eine oder andere dieſer Anträge den Vorzug erhalten 
ſollte, denn über die ganze Liſte könnte ſchwerlich eine Beſtimmung getroffen 
werden. (Abermals viele Stimmen: Nein!) Der letzte Redner hat aller⸗ 
dings ſtatt deſſen eine große Reihe von ſolchen Gutachten (Heiterkeit in der 
Verſammlung.) in Vorſchlag gebracht, und es käme dann freilich darauf an, 
daß nach einander bei jedem einzelnen gefragt würde, Viele Stimmen. 
Nein!) ob die hohe Verſammlung dafür ſtimmte, daß es vorzugsweiſe bera⸗ 
then würde. 5 

Abg. Frhr. v. Vinke Ich wollte mir nur erlauben, darauf aufmerk⸗ 
ſam zu machen, daß nach der eben verleſenen Allerhöchſten Kabinets-Ordre 
der eigentliche Hauptzweck, ja ſaſt der einzige Zweck unſeres Zuſammenblei⸗ 
bens, nachdem die Propoſition wegen der Verhältniſſe der Juden zu Ende 
berathen, nar der iſt, daß die einzelnen Anträge, welche der Herren-Kurie 
in Bezug auf die Abänderung des Patents vom 3. Februar vorliegen und, 
fo viel ich gehört habe, morgen zur Verathung gelangen werden, dort be⸗ 
rathen werden und wir dann unſererſeits über die etwaigen Modificationen, 
welche in der Herren-Kurie beliebt würden, Beſchluß fafen. Denn wenn 
wir noch eine Menge Petitionen berathen zune ſo 1 ich nicht, was 
das für einen Erfolg haben wird. Wir können dann in ien de ſein hier 
Beſchlüſſe zu faſſen, ohne daß die Herren⸗Kurie die Möglichkeit dat, darüber 
beschließen zu können. Die Verſammlung wird aber doch wohl nur zu dem 


mii demſe 


konnten, darf nicht näher dargelegt werden. 


Zwecke beſchließen wollen, damit ein Beſchluß des Landtags in ſolchen An⸗ 
gelegenheiten erfolge. Wenn wir unſere Petitionen und die dazu etwa erfol⸗ 
genden Modiſicationen der Herren⸗Kurie noch alle berathen wollen, dann 
weiß ich nicht, wo wir anfangen ſollen. Soll aber ein bestimmter Veſchluß 
darüber gefaßt werden, welche Petitionen die wichtigſten ſeien, ſo wird det 
Eine dieſe Petition, der Andere jene Petition für die wichtigſte erklären, und 
es wird unmöglich ſein, darüber zu einer Vereinigung zu gelangen. 
(Vielfacher Ruf zur Tagesordnung.) 

8 Marſchall: Es wird nicht möglich fein, eine Diskuſſion über jeden 
einzelnen Antrag ſtattſinden zu laſſen. Das einzig Mögliche würde fein, 
daß jeder Antrag einzeln genannt und auf der Stelle gefragt wird, will die 
hohe Verſammlung, daß dieſer Gegenſtand vorzugsweiſt berathen werde. Ich 
fage, es iſt das einzig Mögliche; es fragt ſich aber, ob dieſer Weg der hoden 
Verſammlung angemeſſen erſcheint. (Mehrere Stimmen: Rein!) 

Abg. v. Auerswald: Ich möchte mir den Vorſchlag erlauben, daß 
diejenigen Mitglieder der Verſammlung, welche ſpezielle Anträge zu ſtellen 
haben, dieſe dem Herrn Marſchall einreichen, daß der Herr Marſchall die 
Güte hat, nach feiner Anſicht die Reihefolge zu beſtimmen, dieſe Reihefolge 
mitzutheilen und zu geſtatten, daß man für einzelne Fälle, für welche man 
noch Wünſche hat, ſich darüber äußere. Dem Herrn Marſchall wird auf 
dieſe Weiſe der Wunſch der Verſammlung bekannt, er wird außer Zweifel 
die Anträge, welche auf dieſem Wege eingehen, und die Stimmung der Ver⸗ 
ſammlung darüber erkennen; wir aber, glaube ich, können ſeiner Unpartei⸗ 
lichkeit vollkommen vertrauen. (Ja! Ja!) Ich halte dies für den einzig 
möglichen Weg, ohne ganz enormen Zeitverluſt zum Ziele zu kommen. 
Marſchall: Durch dieſen Vorſchlag wird ſehr viel in weine Hände 
gelegt. Vorläufig, wenn die hohe Verſammlung damit einverſtanden fein 
ſollte, nehme ich ihn zwar an, aber nur unter der Bedingung, daß ich mir 
den Rath der hohen Verſammlung ganz ausdrücklich nachher erbitten kann. 
Hat die hohe Verſammlung gegen dieſen Vorſchlag nichts einzuwenden, ſo 
bitte ich diejenigen Herren, welche wünſchen, daß der eine oder andere An⸗ 
trag außer der Reihe der Zeitfolge vorgenommen werde, ihre Wünſche dar⸗ 
über bei mir einzureichen; ich werde fie ſammeln und der hohen Verſamm⸗ 
lung dann Vortrag darüber halten. (Der Abgeordnete Müller bittet, eine 
perſonliche Bemerkung machen zu dürfen) 

Abg. Müller: Wenn ich nicht irre, hat der verehrte Abgeordnete aus 
Weſtphalen fo eben meiner unbedeutenden Perſon gedacht. Indem ich für 
die Ehre danke, die mir dadurch geworden iſt, fühle ich mich zugleich ver⸗ 
anlaßt, Alles das, was ich etwa Verletzendes in meiner ehegeftrigen Rede 
gegen die Juden geſagt habe, hier zurückzunehmen und wünſche ihnen alle 
mögliche Freiheit, wie ſie ſolche ſich nur ſelbſt wünſchen können. 

Marſchall: Wir kommen nun zur Tagesordnung und fahren in 
unſerer Berathung fort. 

Referent Sperling (lieſt den Abſchnitt II. des §. 35 vor): „Inwiefern 
die Juden mittelbare Staats- und Kommunal- Aemter bekleiden können, iſt 
nach den darüber ergangenen beſonderen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 
Es een e eee eee wenn 
5 ben die Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden 
if.” Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: „Abſchnitt 2. Daß in 
einem Gelege, welches die Verhältniſſe der Juden neu zu reguliren beſtimmt 
iſt, eine Verweiſung auf Beſtimmungen ſtattfinde, welche außer demſelben 
beſtehen, kann nicht als zweckmäßig erachtet werden, und würde deshalb cine 
ergänzende Umarbeitung des vorliegenden Abſchnitts zu wünſchen ſein. Aber 
auch außerdem dürfte wohl ſolche nothwendig werden. Das Edikt vom 11. 
März 1812 ſprach es im §. 8 allgemein aus: „Sie können ... Gemeinde⸗ 
Aemter, zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten.“ Dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat im Laufe der Zeit manche Einſchränkung erfahren. Zuvörderſt 
ſtellte die Verwaltung den Grundſatz auf, daß die Juden, fo lange nicht dem 
§. 9 des Edikts gemäß geſetzlich beſtimmt worden, zu welchen Staatsämtern 
ſie zuzulaſſen ſeien, von ſolchen Gemeinde-Aemtern ausgeſchloſſen werden 
müßten, mit welchen ein Staatsamt, die perſönliche und direkte Ausübung 
der Polizei verbunden iſt, alſo beiſpielsweiſe dem Amte eines mit der Polizei- 
Verwaltung beauftragten Bürgermeiſters in der Stadt und dem Schulzen⸗ 
amte auf dem platten Lande. Einen zweiten Schritt auf dem Wege der 
Einſchränkung that ſodann die Geſetzgebung unmittelbar ſelbſt. Da in man⸗ 
chen Städten die Polizei-Verwaltung von der Kommünal⸗Verwaltung getrennt 
iſt, aus der erſteren alſo keine Veranlaſſung zur Ausſchließung der Juden 
vom Bürgermeifter oder Ober-Bürgermeifter-Amte entnommen werden konnte, 
ſo beſtimmte die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831, daß zu den 
eben genannten Stellen das Bekenntniß der chriſtlichen Religion erforderlich 
ſei; und dieſer Grundſatz wird nun auch für diejenigen Städte geltend ge⸗ 
macht, in welchen die Städteordnung von 1808 gilt, die eine Unterſcheidung 
der Bürger nach ihrer Religion nicht kennt Es ſind alſo die Juden zur 
Zeit nach den Vorſchriften, auf welche der Geſetz-Entwurf hinweiſt, von dem 
Amte eines Bürgermeiſters und Ober-Bürgermeiſters, außerdem von allen 
Kommunal- Aemtern ausgeſchloſſen, mit welchen die Verwaltung der Polizei 
verbunden iſt. Der Entwurf geht nun noch weiter, indem er dieſelben ferner 
von allen Acmtern ausgeſchloſſen wiſſen will, mit welchen eine obrigkeitlicht 
Autorität verknüpft iſt. Denn welche Aemter darunter zu verfieben find, 
iſt bei dem erſten Abſchnitte ſchon auseinander geſetzt, und daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung des Entwurfs fie noch zu verſchiedenen anderen gemeindeamtlichen 
Functionen unfähig machen würde, die ihnen bisber übertragen werden 
Wenn ſchon dort ausgeführt 
iſt, daß dies Kriterium des Entwurfs bei der Zulaſſung der Juden zu Staats⸗ 
ämtern aller Vegründung ermangelt und ohne Noth beengend ift, fo muß 
hier, wo es ſich um Kommunal⸗Aemter handelt, noch geradehin ausgeſprochen 
werden, daß daſſelbe zu einer Verkürzung der Juden in den Rechten führt, 
die ſie nach der bisherigen Geſezgebung, dem Edikte vom 11. März 1812, 
ſchon gehabt haben. An den Orten, wo die Kommunal⸗Aemter auf der 
Wahl der Gemeinde⸗Mitglieder beruhen, läßt es ſich mit Sicherheit annehmen, 
daß nur ein Jude, welcher des Vertrauens würdig iſt, zu dem Amte berufen 
werden wird, und wenn ſolches geſchieht, die Letzteren feiner Autorität ſich 
ern und willig fügen werden. Da aber, wo den Staatsbehörden die Be⸗ 
egung der Kommunal⸗Aemter zuſteht, würde es immer in deren Hand liegen, 
dieſelben einem Juden, wenn fie es bedenklich finden, nicht anzuvertrauen. 
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Deshalb dürfte auch nicht der leiſeſte Grund vorhanden fein, die Beſchrän⸗ 
— welche die neuere Zeit den Juden in Beziehung auf Kommunal» 
Aemter auferlegt hat, beſtehen oder gar die Beſtimmung des Entwurfs ins 
Leben treten zu laſſen; vielmehr ſtimmt die Abtheilung unter Anerkennung 


des von den Juden bereits erworbenen Rechts einmüthig dahin, daß die Dis⸗ 


poſttion des 8. 8 des Edikts vom 11. März 1812 in ihrem vollen Umfange 
wiederhergeſtellt und in das vorliegende Geſetz aufgenommen werde.“ Ich 
muß hier die Bemerkung machen, daß es nur auf einem Druckfehler beruht, 
wenn nicht im Gutachten zugleich auch der mittelbaren Staatsämter nament⸗ 
lich gedacht iſt, da ſie denſelben Grundſätzen unterliegen, die in Beziehung 
auf Kommunal⸗Aemter geltend gemacht werden können. 

Abg. v. Byla: In der geſtrigen Sitzung, und zwar am Schluſſe der⸗ 
ſelben, hat die hohe Verſammlung hinſichtlich der unmittelbaren Staats⸗ 
Aemter das Amendement der geehrten Abgeordneten aus Pommern und aus 
Aachen mit einer Majorität von 5 Stimmen..... (Cine Stimme: Von 7 
Stimmen) angenommen. Wenngleich ich nun gewünſcht, daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht der zweite Vorſchlag der Abtheilung angenommen worden wäre, weil 
derfelbe den Juden beſtimmte Aemter zuwelſt, wozu fie bisher noch nicht 
berechtigt waren, dagegen aber auch nur beſttmmte Aemter ausnimmt, ſo 
muß ich doch im vorliegenden Falle, wo es ſich von unmittelbaren Staats- und 
Kommunal⸗Aemtern handelt, von dieſem Antrage abſtehen, weil ich geſehen, 
daß die Majorität der Verſammlung ſich gegen einen ſolchen beſtimmten 
Vorſchlag bei den unmittelbaren Staats⸗Aemtern entſchieden; ich glaube viel⸗ 
mehr, daß nunmehr ſchon der Konſequenz wegen wir auch bei dem zweiten 
Abſchnitte des Gutachtens dem Amendement der beiden gedachten Abgeordneten 
Folge geben müſſen, und ich ſtehe deshalb davon ab, meinen Antrag oder 
reſp den zweiten Antrag der Abtheilung weiter zu verfolgen. 

Abg. v. Bodum-Dolffs: Ich muß mich der Anſicht der Abtheilung 
dahin anſchließen, daß dieſer Abſchnitt des Paragraphen zu ſtreichen und da⸗ 
gegen die betreffende Beſtimmung des Geſetzes vom 11. März 1812. wieder 
einzuſchalten fei. 

Abg. Krauſe: Das Geſetz von 1807, als es erſchien, wurde ange⸗ 
fochten, denn es ſagt: Allen Staatsbürgern ſteht es frei, Rittergüter zu kaufen, 
allen Staatsbürgern ſteht es frei, in der Civil- und Militair⸗Verwaltung 
die höchſten Stufen zu erſteigen; da ſagte man: wo ſoll das hinaus? Es 
wurde die Aufhebung der Erbunterthänigkeit und die Ablöſung der Frohnden 
deklarirt; da ſagte man: das iſt unmöglich, die Leute gehen zu Grunde, fie 
find dazu nicht reif. Man baute fpäter eine große Chauſſee von Berlin 
nach Breslau, ſie wurde getadelt; ein ſehr geſcheidtes Mitglied aus Schleſien 
ſchrieb damals viel dagegen und ſagte, es iſt noch nicht an der Zeit, ſo viel 
Geld daran zu wenden, der Handel muß erſt da ſein, dann kann man 
bauen. Nun hat ſich aber erwieſen, daß alle dieſe unzeitigen Tadler ſämmt⸗ 
lich ſich geirrt haben. Es ſind in den erſteren Fällen 40 Jahre ins Feld 
gegangen, in dem letzteren einige, und wir haben ſegensreiche Folgen geſehen. 
Werden wir alſo jetzt das Judenthum emanzipiren, ſo wollen wir in 4 
Jahren ſehen, wie es mit den Juden ſtehen wird! (Heiterkeit) Es mag 
vielleicht fein, daß wir es nicht Alle ſehen werden, (Heiterkeit.) darüber bin 
ich auch im Reinen mit mir; aber hoffentlich werden es künftige Zeiten jehen 
und die Zeitgeſchichte wird über org richten, die vor mir figen. 

ravo! 

Abg. v. Manteufel II.: Ich habe eine Bemerkung vorzutragen zu 
dem Gutachten der Abtheilung, die nach dem Beſchluſſe von geſtern zwar 
wenig mehr helfen wird. Ich würde ganz ſchweigen, wenn mir dies nicht 
zum Vorwurf gereichen könnte. Ich möchte verhüten, daß man ſagt, ich 
hätte eines faktiſchen Verhältniſſes nicht gedacht, daß mir bekannt fein mußte. 
Zu den bereits im Gutachten angeführten Verhältniſſen rückſichtlich der Ueber⸗ 
tragung der Kommunalämter und Staatsämter muß ich noch eine dritte 
Gattung, ein drittes Verhältniß hinzufügen. Auf dem platten Lande derje⸗ 
nigen Provinz, welcher ich angehöre, beſteht noch ein drittes Verhältniß. Das 
ſind die Dorſſchulzengüter. Wir haben in den niederlaufiger Dörfern Güter, 
auf denen das Schulzenamt als Realrecht ruht. Es kann daher in einem 
von Chriſten bewohnten Dorfe die Stelle eines Dorfrichters in die Hände 
eines Juden kommen, ſobald er ein ſolches Gut kauft. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, als Dorfrichter ſteht er alsdann der ganzen chriſtlichen Gemeinde vor. 
Ich wollte bemerken, daß ich dieſes Verhältniſſes habe gedenken müſſen. 
Uebrigens verkenne ich nicht, daß das Amendement auch dahin führt, dieſe 
ſchöne Ausſicht für ein großes Glück zu erachten. 

Referent Sperling: Die Dorfſchulzen-Güter find fo vereinzelt, daß 
keine Gefahr daraus hervorgehen kann. (Widerſpruch von mehreren Seiten.) 
Ich glaube, mich an die letzten Worte des Redners anſchliehen zu können, 
daß, nachdem der Tr Beſchluß gefaßt iſt, konſequenterweiſe nicht mehr 
urückgegangen werden konne. 

3 — Maſſow: Meine Herren! Der geſtern gefaßte Beſchluß ſteht 
unbedingt und unabänderlich feſt; ich wollte mir aber erlauben auszusprechen, 
daß er darum nicht maßgebend ſein müſſe für die heute zu faſſenden wohl 
ähnliche, aber nicht gleiche Gegenstände betreffenden Beſchlüſſe. Auf den 
Gegenſtand derſelben, der ſchon ſo viel erörtert worden iſt, komme ich nicht 
N. ſchließe mit den ſchönen Worten, die, wenn ich nicht irre, der 
geehrte 

Baſis des Staates iſt Geſez und Recht. Die Wahrheit dieſes Satzes erkenne 
ich an; ich füge aber hinzu, die Baſis von Geſetz und Recht iſt die Religion. 

Abg. Schumann: Ich trete der Anſicht des Abgeordneten vollkommen 
bei, der die Tribüne ſo eben verlaſſen hat, daß die Konſequenz nicht ſo weit 
getrieben werden kann, daß darin ein zwingendes Moment gefunden werden 
müßte, die heutige Abſtimmung konform mit der geſtrigen zu machen. Das 
hat der Herr Abgeordnete von Berlin auch nicht gemeint. Das verſteht ſich 
wohl von ſelber. Ich habe anzuführen zu der Bemerkung, die der Abgeord⸗ 
nete der Ritterſchaft aus der Lauſitz gemacht hat, daß nicht weiter darauf 
einzugehen nöthig ſcheinen möchte; es ſcheint mir aber, daß viele Abgeordnete 
der Ritterſchaft ein Moment in dem angezogenen Verhältniß zu finden 
glauben, um in Beziehung auf die Kommunal- Aemter eine andere Form 
eintreten zu laſſen, als hinſichtlich der Staats-Aemter. Allerdings iſt richtig, 


daß die Schulzen⸗Aemter als Realberechtigungen verliehen werden können. 


Es wird aber daraus nicht folgen, daß die Qualification eines Beamten 
hinzutreten muß. Ich ſehe den Unterſchied zwiſchen Jude und Chriſt in 


Abgeordnete der pommerſchen Nitterſchaft geſtern gebraucht hat: Die 


dieſer Veziehung nicht ein. Erbt ein unfähiger Chriſt das Gut, ſo wird 
ihm ein Anderer ſubſtituirt werden müſſen, und derſelbe Fall tritt auch in 
Beziehung auf den Juden ein. Iſt der Jude vermöge ſeines Charakters 
nicht geeignet, das Amt zu verwalten, ſo wird er entfernt werden müſſen. 
Man braucht alſo keinen Unterſchied zu machen zwiſchen Jude und Chriſt 
in dieſer Beziehung. Darum glaube ich nicht, daß das, was der Abgeordnete 
— der Niederlauſitz bemerkt hat, irgend eine Konſequenz nach ſich ziehen 
ann. ER 

Abg. Naumann: Was ich fagen wollte, erledigt ſich durch das, was 
der Abgeordnete der Ritterſchaft aus Pommern bemerkt hat. Ich erkenne 
keinen Grund darin, daß weil dieſe Aemter Realrechte find, die Juden davon 
ausgeſchloſſen ſein ſollen. Wo Hinderniſſe vorkommen, wird es gleichgültig 
fein, ob die betreffenden Perſonen Juden oder Chriſten find. Ich halte ein 
ſolches Amt, wenn es eine Realberechtigung iſt, für etwas Gefährliches, ich 
halte es für etwas, was in unſere Geſetzgebung nicht mehr hineinpaßt. Ich 
habe nicht geglaubt, daß, wie hier beſtätigt worden iſt, dergleichen Realberechti⸗ 
gungen noch häufig vorkommen. (Doch! Doch!) Iſt das der Fall, fo kann 
ich nur bedauern, daß von den Abgeordneten aus jenen Provinzen nicht 
Petitionen eingebracht worden ſind um Aufhebung dieſes Verhältniſſes. Ich 
glaube, wenn ſich Uebelſtände dadurch herausſtellen, daß Juden in ſolche 
Verhältniſſe eintreten, noch ein Grund hinzutreten wird, um Aufhebung der⸗ 
ſelben zu bitten. 

Abg, v. Beckerath: Der Abgeordnete aus Poſen hat im Weſentlichen 
bereits geſagt, was ich vortragen wollte. Ich glaube, daß, wenn irgend ein 
Recht, irgend ein Anſpruch beſteht, die Vollziehung deſſelben nicht darum 
unterbleiben kann, weil irgend ein thatſächlicher Umſtand entgegenſteht. 
Die hohe Verſammlung hat geſtern den Anſpruch den Juden anerkannt, fie 
wird alſo, wenn ein Hinderniß, daß dieſen Anſprüchen genügt werde, vor- 
handen iſt, zweckmäßig finden, auf Beſeitigung dieſes Hinderniſſes hinzuwirken, 
nicht aber ſich dadurch widerſprechen, daß ſie das geſtern Anerkannte heute 
fallen läßt. ü 

Abg. Hanſemann: Ich habe bereits erklärt, daß ich mein Amende⸗ 
ment nach der von dem ritterſchaftlichen Abgeordneten der Provinz Pommern 
gegebenen Erläuterung zurücknehme. Es iſt mir nämlich daraus klar geworden, 
daß — was ich vorher nicht entnehmen konnte — immer auch noch die 
Staats⸗Behörde inſofern hinzutritt, als fie die Qualification ermittelt. Das 
mit bin ich vollkommen zufriedengeſtellt, und es ſcheint mir nun die nach 
meiner Anſicht nicht gute Einrichtung von Erbſchulzen⸗Stellen kein Hinder⸗ 
niß zu ſein, das Prinzip in vollem Maße anzunehmen. 

Marſchall: Das Amendement iſt zurückgenommen worden, es fragt 
ſich, ob es anderweitige Unterſtützung findet? f 

Referent Sperling: Es ſind Bedenken über die Zulaſſung der Juden 
zum Schulzenamt erhoben worden. Nach meiner Anſicht kann aber durchaus 
dieſem Bedenken nicht Folge geleiſtet werden. Denn warum ſoll denn ein 
Jude nicht Schulze werden, ſelbſt in einem Dorfe, wo nur chriſtliche Ein⸗ 
wohner find, da die polizeilichen Funktionen der Schulzen nicht fo weſentlich 
und umfangreich find. (Lauter Widerſpruch.) 

Eine Stimme: Ich muß dem geehrten Herrn Referenten erwiedern, 
Daß das Schulzenamt jetzt eben ſo wichtig ift, wie das Amt der Bürgermeis 
ſter. (Zuſtimmung von vielen Seiten.) 

Referent Sperling (verſucht das Wort zu ergreifen, wird aber daran 
durch Pochen und Stampfen verhindert. Nachdem die Ruhe wiederhergeſtellt 
war, bemerkt derſelbe): Ich glaube das Recht zu haben, mich auszuſprechen. 
Ich habe durchaus nicht die Abſicht gehabt, der Würde des Schulzenamtes 
in irgend einer Weiſe zu nahe zu treten. Ich habe die feſte Ueberzeugung, 
daß die Juden auch Bürgermeiſter werden können, und ich würde mich gern 
einem jüdiſchen Ober-Bürgermeiſter unterordnen, weil ich anehmen kann, 
daß, wenn ein Jude zu dieſem Amte gelangen ſollte, er ein tüchtiger uud - 
und ausgezeichneter Mann ſein würde. 

Abg. Aldenhoven: Ich wollte auch meine Anſicht dahin ausſprechen, 
daß ich das Amt der Schulzen mit dem der Bürgermeiſter gleichſtelle, und 
wollte mir erlauben, der verehrten Verſammlung die Thatſache anzuführen, 
daß da, wo man in dieſer Hinſicht auf einem richtigen Prinzip ſteht, man 
den Juden ſehr gern die Stelle als Würgermeiſter einräumt. In Laeken, 
meine Herren, wo der König von Belgien wohnt, iſt der gewählte Bürger⸗ 
meiſter ein Jude; dieſer jüdiſche Vürgermeiſter hat den Eivilſtands⸗Akt voll⸗ 
zogen, wodurch der Kronprinz von Belgien in das Taufregiſter eingetragen 
wurde. Meine Herren! wenn man das in einem katholiſchen Lande thun 
kann, dann bin ich überzeugt, das man auch einen Juden zum Dorfſchulzen 
machen kann (Seiterkeit.) 

Abg. Graf Helldorf: Ich erlaube mir, meine Herren, eine kurze 
Bemerkung. Nach der wenigſtens in meiner Provinz beſtehenden geſetzlichen 
Einrichtung — welche aber auch meines Wiſſens in anderen Provinzen 
ſtattfindet — iſt der Polizei-Schulze oder Polizeirichter, qua ſolcher, gewiſſer⸗ 
maßen geborenes Mitglied des Schul-Vorſtandes, der unſere chriſtlichen 
Schulen mit beauſſichtigt. Hiernach können alſo Juden niemals zu dem 
Amte eines Polizei⸗Schulzen oder Polizeirichters gelangen. 

Abg. v. Platen: Nur eine Bemerkung: Es iſt vorhin hier geſagt 
worden, daß es ſchwierig und nachtheilig ſein würde, einem Juden das 
Schulzenamt zu übertragen. In meinem Kreiſe iſt viele Jahre hindurch ein 
Jude Gens'darm geweſen, der ſeine Pflichten bei der Kontrolle der Orts⸗ 
Vorſtände gewiſſenhaft und mit Umſicht ausgeübt hat. Man iſt mit dieſem jüdi⸗ 
ſchen Gens'darmen in aller Beziehung zufrieden geweſen, die Vehörden, ſo wie die 
Orts⸗Vorſtände, haben niemals über ihn Klage geführt. Ich glaube alſo, 
daß kein Ort ſich wird ſcheuen dürfen, einen Juden als Schulzen zu erwählen. 

Abg. v. Winzingerode-Knorr: Ich habe noch nicht gewußt, daß 
der Schulze unter dem Gens'darmen ſteht. a 

Abg. Hanſemann: Der Sinn der geſtern gemachten Abſtimmung if, 
nicht, daß ein Jude kein Amt bekleiden könne, wodurch er irgend eine Auf- 
ſicht über Schulen erlange, ſondern der Sinn iſt, daß er nicht die Leitung 
und Beaufſichtigung des chriſtlichen Religionsunterrichtes haben ſollte. 

Marſchall: Der Antrag der Abtheilung geht dahin, an die Skelle 
des Abſchnittes II. die Dispenſation des §. 8 des Edikts vom 11. März 
1812 in ſeinem ganzen Umfange aufzunehmen. Es wird nöthig ſein, den Para⸗ 
graphen zu verleſen, damit die hohe Verſammlung weiß, über was fie ſtimmt. 
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„Sie (die Juden) können daher akademiſche Lehr⸗ 
zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht 
haben, verwalten.“ N 


Marſchall: Der Antrag geht alſo dahin, dieſe Beſtimmung aufzu⸗ 
nehmen. Die Frage lautet alſo: Soll die Poſition des §. 8. des Edik⸗ 
tes vom Jahre 1812 in das vorliegende Geſetz aufgenommen werden? Die⸗ 
jenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich, aufzuſtehen. (Es erheben 
ſich mehr als die Hälfte der Mitglieder.) Die Majorität iſt vorhanden, 
es find aber zwei Deittheile nöthig, wenn nicht die Gründe der Minorität 
aufgeführt werden follen. Ich bitte alſo, daß diejenigen, welche aufgeſtanden 
find, ſtehen bleiben, und ich bitte die Herren Ordner, zu zählen (Nachdem 
die Zählung ſtattgefunden hatte.) Das Ergebniß der Abſtimmung iſt fol⸗ 
gendes: Die Frage iſt mit 254 gegen 212 Stimmen bejaht. Die Gründe 
der Minorität ſind alſd mit aufzunehmen. 

Referent Sperling (lieſt den Abſchnitt 3 des $- 35 vor): „Behufs 
Schlichtung ſtreitiger Angelegenheiten unter ihren Glaubensgenoſſen können 
Juden zu Schiedsmänner gewählt werden. Das Gutachten zu dieſem Ab⸗ 
ſchnitt lautet: „Was eben von der Kraft und Wirkſamkeit des Vertrauens 
feiner Mitbürger, welches den Juden zu einem Kommunal- Amte beruft, 
geſagt iſt, gilt auch von ſeiner Berufung zu einem Schiedsmanns⸗Amte. So 
wie bei den Kommunal⸗-Aemtern, welche aus der freien Wahl der Gemeinde⸗ 
Mitglieder hervorgehen, würde es auch bei dem Amte eines Schiedsmannes, 
welches auf freier Wahl beruht, indirekt zu einer Beſchränkung der chriſt⸗ 
lichen Staatsbürger führen, wenn es ihnen nicht geſtattet ſein ſollte, auch 
einen Juden, wenn ſie zu ihm Vertrauen haben, zu ihrem Schiedsmanne zu 
wählen. Daher entſcheidet ſich auch hier die Abtheilung einſtimmig gegen 
den Entwurf und für den Wegfall der in Rede ſtehenden Beſtimmung.“ 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo erkläre ich die 
Debatte für geſchloſſen. Die Abth. hat einſtimmig darauf angetragen, daß 
die Beſtimmung des Abſchnittes 3 wegfalle. Nach dieſer Beſtimmung fol 
ein Jude nur bei Glaubensgenoſſen das Amt eines Schiedsmannes verwalten 
können. Die Frage lautet alſo: Soll die Beſtimmung des Abſchnittes 3 weg⸗ 
fallen? Diejenigen, welche für den Wegfall ſind, bitte ich, aufzuſtehen. Die 
Majorität iſt vorhanden; aber ob es zwei Drittel ſind, iſt nicht entſchieden. 
Jetzt bitte ich deshalb diejenigen, welche die Frage verneinen, aufzuſtehen. Es 
find über zwei Drittel vorhanden. ’ 

Referent Sperling (lieſt den Abſchnitt IV. des §. 35 vor): „An den⸗ 
jenigen Univerſitäten, auf denen nicht die Ausübung des Lehramts ſtatuten⸗ 
mäßig an das Bekenntniß einer beſtimmten chriſtlichen Konfeffion geknüpft 
iſt, können Juden als Privat⸗Docenten und außerordentliche Profeſſoren der 
mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfächer zugelaſſen 
werden.“ Das Gutachten zu dieſem Abſchnitt lautet: „Abſchnitt 4. Faßt 


Secretair (lief): 
und Schul⸗ auch Gemeinde⸗Aemter, 


man den Inhalt dieſes Abſchnittes näher ins Auge, ſo muß zuvörderſt der 


Vorbehalt auffallen, welcher in Beziehung auf die Univerſitäten gemacht iſt, 
bei welchen die Ausübung des Lehramtes ſtatutenmäßig an das Bekenntniß 
einer beſtimmten chriſtlichen Konfeſſton geknüpft iſt, denn dieſer Vorbehalt iſt 
im Intereſſe der einzelnen Mniverfitäten nicht nothwendig, weil deren Statu⸗ 
ten, als Spezial-Gefege, durch allgemeine Geſetze, wie das vorliegende, nicht 
derogirt wird, der Jude alſo, auch wenn ihm die Fähigkeit, akademiſche Lehr⸗ 
ämter zu bekleiden, zugeſprochen würde, darauf nicht würde Anſpruch machen 
können, an Univerſitäten zu dociren, an welchen dergleichen ſtatutariſche Be⸗ 
flimmungen ihm im Wege ſtehen. Der Vorbehalt erſchien einigen Mitglie⸗ 
dern geradehin unzweckmäßig, weil es nach ihrer Anſicht an der Zeit ſein 
dürfte, dergleichen den Univerſitäten zustehende Privilegien aus Rückſichten 
für das Staatswohl aufzuheben. Nächſtdem wird die Aufmerkſamkeit von 
der Beſtimmung in Anſpruch genommen, daß die Juden nur als Privatdo⸗ 
centen und außerordentliche Profeſſoren geduldet werden ſollen. In der Denk⸗ 
ſchrift iſt dies damit motivirt, daß aus der Zahl der ordentlichen Profeſſoren 
der Dekan und die Senats⸗Mitglieder hervorgehen und keine dieſer Würden 
einem Juden anvertraut werden könne; doch wenn man auch das Letztere als 
richtig annehmen wollte, könnte man der in der Denkſchrift daraus gemachten 
Schlußfolge nicht beitreten, da den darin ausgeſprochenen Bedenken ſchon 
dann ein Genüge geſchähe, wenn die Juden ſpeziell von den angegebenen 
Würden ausgeſchloſſen würden. Wie ſollte es aber, wenn es bei der Be⸗ 
ſtimmung des Entwurfs bliebe, von einem Juden wohl erwartet werden kön⸗ 
nen, daß er die Zeit und Koſten auf die Ausbildung verwenden werde, welche 
die Qualifikation zum akademiſchen Lehramte erfordert, wenn das höchſte Ziel 
der ſtaatlichen Anerkennung, die ihm zu Theil werden kann, ſich auf die 
zweifelhafte Stellung eines Privatdocenten und höchſtens das kärglich beſoldete 
Amt eines außerordentlichen Profeſſors beſchränken ſollte. Noch weniger läßt 
ſich endlich die Beſtimmung rechtfertigen, nach welcher die wiſſenſchaftliche 
Thätigkeit des Juden lediglich auf mathematiſche, naturwiſſenſchaftliche und 
mediziniſche Lehrfächer beſchränkt fein foll. Denn außer dieſen giebt es, wenn 
man auch der Rückſicht für die chriſtliche Religion den weiteſten Spielraum 
geſtattet, noch andere Lehrfächer, welche damit ſo wenig im Zuſammenhange 
ſtehen, wie die genannten, z. B. die geographiſchen und linguiſtiſchen. Das 
Edikt vom 11. März 1812 lautet allgemein: „Sie können akademiſche Aem⸗ 
ter, zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten.“ Nach dieſer Be⸗ 
trachtung erklärten ſich dann auch nur zwei der anweſenden Mitglieder für 
die Beibehaltung des Entwurfs, aber auch ſie nur unter der ausdrücklichen 
Bedingung, daß den jüdiſchen außerordentlichen Profeſſoren wenigſtens in Be⸗ 
ziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit den ordentlichen Profeſſoren ein⸗ 
geräumt würden. Die Übrigen 12 Mitglieder entſchieden ſich für die Ver⸗ 
werfung des Entwurfs, weil fie es für rechtlich unftarthaft anſahen, daß das 
neue Geſetz hinter dem durch die Bundesakte garantirten Edikte vom 11. März 
1812 zurückbleibe und fie außerdem die in der Denkſchrift entwickelten An⸗ 
ſichten über die Verbindung der einzelnen den Juden in dem Entwurfe ent⸗ 
zogenen Lehrfächer mit dem chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe nicht theilen konn⸗ 
ten. Sie waren darin einig: daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter 
verwalten können, welche nicht, ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubens be⸗ 
kenntniß vorausſetzen, und differirten in ihren Anſichten nur in Betreff der 
Nebenfrage: ob ihnen auch das Dekanat und Prorektorat oder Rektorat zu 
übertragen ſei? Von ſechs Mitgliedern wurde ſolches mit Nuͤcſicht darauf, 
daß mit dieſen Aemtern fpeziell Disziplinargewalt verknüpft und bei Pro⸗ 
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motionen Eides⸗Abnahme verbunden iſt, verneint; von den anderen ſechs Mit⸗ 
gliedern, welche dieſe Bedenken um ſo weniger theilen zu können naht 
als gedachte Aemter auf der Wahl der übrigen Profeſſoren beruhen und in 
den ſeltenen Fällen der Cides⸗-Abnahme Subſtitution eintreten könne, wurde 
die Frage ieh 

Abg. v. Donimierski: Ich kann hier nur dem vorliegenden Beſchluſſe 
der Abtheilung beitreten, daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter ver⸗ 
walten können, welche nicht ihrer Natur nach das christliche Glaubensbekennt⸗ 
niß vor ausſetzen, und zwar, weil das Geſez vom 11. März 1812 ganz deutlich 
dieſe Beſtimmung enthält, und weil es wünſchenswerth erſcheint, daß bei den 
deutſchen Hochſchulen, die mit Recht zu den erſten Vildungs⸗Anſtalten der 
Welt gerechnet werden, keine Spur von religiöfer Intoleranz vorhanden 
wäre. Die ſchönſten Früchte der höheren wiſſenſchaftlichen Bildung find eben 
religiöſe und politiſche Toleranz, und es iſt in offenbarem Widerſpruche mit 
dem ſchönen Zwecke der deutſchen Hochſchulen, wenn in ihrer Einrichtung 
Grundſätze religiöſer Intoleranz beſtehen. Ich kann nicht unbemerkt laſſen, 
daß die Statuten der Univerſitäten Berlin und Königsberg, fo viel ich ers 
fahren habe, die Beſtimmung enthalten, daß kein Katholik Professor ordi- 
narius werden kann; dieſe Gelegenheit fcheint mir geeignet, daß die hohe 
Verſammlung im Namen des Landes den Wunſch ausſpreche, daß ſolche 
Grundſätze der Intoleranz in den Statuten jener Univerſitäten aufgehoben 
würden. (Vielſeitiger Bravoruf.) 

Regierungs-Kommiſſar Brüggemann: Ich erlaube mir, die fo eben 
gemachte Bemerkung für jetzt nur dahin zu berichtigen, daß an der hieſigen 
Univerſität eine ſolche beſchränkende Beſtimmung hinſichtlich der Katholiken 
nicht ſtattfindet. biz 

Abg. Hanſemann: Es würde ſehr wünſchenswerth ſein, daß der Herr 
Regierungs⸗Kommiſſar die Gefälligkeit hätte, bei dieſer Veranlaſſung zu ſagen, 
auf welchen Univerſitäten nach ſtatutariſchen Rechten noch derartige Grund⸗ 
ſätze, die doch ſonſt von dem Staate nicht adoptirt worden ſind, gelten. 

Reg.⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich werde ſogleich, wenn ich mich im 
Allgemeinen über die vorliegende Frage ausſprechen werde, auch auf die ſta⸗ 
tutariſchen Beſtimmungen der einzelnen Univerſitäten kommen, ich wollte nur 
abwarten, ob vielleicht noch Einer oder der Andere aus der Verſammlung 
das Wort verlangt. (Es meldet ſich Niemand.) Das Edikt von 1812 ſpricht 
ſich allerdings über die Zulaſſung der Juden zu akademiſchen Lehrämtern all⸗ 
gemein aus, ohne ein ſolches Lehramt beſtimmt auszuſchließen. Daß es aber 
in dieſer ſeiner Allgemeinheit nicht hat angewendet werden ſollen und können, 
das zeigt ſich ſofort, wenn jene Bestimmung auf die theelogiſche Fakultät bes 
zogen wird und auf diejenigen Disziplinen in anderen Fakultäten, die noth⸗ 
wendig das chriſtliche Element in ſeiner eigentlichſten Bedeutung berühren. 
Der im Edikte von 1812 enthaltene Paragraph bedurfte daher für ſeine An⸗ 
wendung einer näheren Beſtimmung und Begrenzung, und eben bei dem er⸗ 
fin Falle, in welchem er bei der hieſigen Univerfität zur Anwendung kommen 
2 ne ſich die 3 ur einer ſolchen Beſchränkung, die dann 
reilich ſtatt einer näheren Beſtimmung und Beſchränkung in eine 
dem Gouvernement räthlich, wenn es auf die Julaſſung der Juden zu akade⸗ 
miſchen Lehrämtern jetzt zurückzukommen für angemeſſen erachtete, in der dar⸗ 
über zu erlaſſenden Beſtimmung zugleich dieſe Grenzen der Zulaſſung der Ju⸗ 
den anzudeuten, damit ſowohl die wirklich eingeräumte Zulaſſung um ſo we⸗ 
niger ſpäter einem Zweifel oder einer weiteren Deutung unterliegen könnte, 
als auch der Anwendung der gegebenen Beſtimmung nicht ein weiterer Um⸗ 
fang gegeben würde, als in der neuen geſetzlichen Beſtimmung enthalten ſei. 
Es kam alſo darauf an, in dem Geſetz⸗Entwurfe ſelbſt dieſe Grenzen anzu» 
deuten. Die Grenzen konnten ſich beziehen 1) auf einzelne Univerſitäten; 2) 
auf einzelne Fakultäten; 3) auf einzelne Disziplinen in einzelnen Fakultäten; 
4) auf die verſchiedenen Stufen der akademiſchen Lehrämter. 

Was die Zulaſſung zu den einzelnen Univerſitäten im Allgemeinen be⸗ 
trifft, fo hat der Gefeg-Entwurf die in dieſer Beziehung eintretende Beſchrän⸗ 
kung dahin beſtimmen wollen, daß Juden nur an ſolchen Univerfitäten zu⸗ 
gelaſſen werden ſollen, an welchen nicht ſtatutenmäßig das Bekenntniß einer 
beſtimmten chriſtlichen Konfeſſion gefordert wird, und da eben gewünſcht wor⸗ 
den iſt, zu erfahren, wie weit dieſe ſtatutariſchen Beſtimmungen bei den ein⸗ 
zelnen Univerfitäten reichen, fo nehme ich hier eben fo wenig Anſtand, als 
ich es in der Abtheilung gethan habe, dieſen Umfang durch Angabe jener 
ſtatutariſchen Beſtimmung deutlich zu machen. Eine von den Univerſitäten, 
welche nicht ein beſtimmtes chriſtliches Glaubensbekenntniß von den Lehrenden 
fordert, if die Univerſität Greifswalde nach ihren Statuten vom Jahr 1549. 
Der neunte Artikel des zu Wien am 7. Juni 1815 geſchloſſenen Traktats 


beſtimmt: Se. Majeſtät der König von Preußen verpflichtet ſich, die Inſti⸗ 


tute und insbeſondere die Akademie zu Greifswalde in ihrem gegenwärtigen 
Zuſtand zu erhalten. Es lehrten aber keine Juden an dieſer Univerſität, fo 
daß dieſelben hier auch für die Zukunft von der Zulaſſung zu akademiſchen 
Lehrämtern ausgeſchloſſen ſind. Die Statuten der Univerſität Halle ſprechen 
ſich eben fo beſtimmt aus, indem fie vorſchreiben: praecipue autem consen- 
sus sit inter omnes et singulos professores in religione christiana et 
evangelica, seriptis prophetoram et apostolorum et augustana @ontes- 
sione compreheusa. j 

Die Lehrer ſollen hiernach übereinſtimmen in der christlichen und evan⸗ 
geliſchen Lehre, wie fie in den Schriften der Propheten und der Apoſtel und 
in dem Augsburgiſchen Konfeſſtonsbekenntniſſe enthalten if. Die Univerſität 
zu Königsberg hat ihre Constitution in dem Jahre 1546 erhalten. Dieſe 
ſpricht die Nothwendigkeit des chriſtlichen Bekenntniſſes aufs beflimmtefte aus; 
es kann aber auch die Abſicht des Stiftes in Betreff des beſtimmten evange⸗ 
liſchen Bekenntniſſes nicht zweifelhaft fein. In der Eidesformel wird ver⸗ 
langt, daß der Docent ſchwören ſoll: Ich ſchwöre, daß ich die wahre und 
reine Religion des Evangeliums annehmen und die heilige Lehre nicht mit der 
Philofophie verfälſchen werde. Dieſe Worte können nicht anders, als nach 
dem Glauben des Stifters verſtanden werden. Etwas Aehnliches wird wegen 
der Promotion vorgeſchrieben. Die neuen Statuten vom 4 Mas 43 ſpre⸗ 
chen daher aus: der urſprünglichen Stiftung gemäß len bei der Univerſttät 
Königsberg nur Lehrer evangeliſcher Konfeſſton anzuſtellen. a 

(Schluß folgt.) 


n 


